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Dieses	Handbuch	wurde	vom	Englischen	ins	Deutsche	übersetzt.		

	

	

	

Dieses	Handbuch	wurde	mit	 finanzieller	Unterstützung	der	Europäischen	Union	erstellt.	Der	 Inhalt	dieser	Veröffentlichung	

liegt	in	der	alleinigen	Verantwortung	der	Autor*innen	und	kann	in	keiner	Weise	als	Ausdruck	der	Ansichten	der	Europäischen	

Union	angesehen	werden.	
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Zusammenfassung 

Dieses Handbuch soll die Arbeit der Nationalen Präventionsmechanismen (NPM) in der 

Europäischen Union (EU) bei der Kontrolle der Menschenrechte von Personen in einer 

schutzbedürftigen Situation unterstützen. Artikel 1 des Fakultativprotokolls zum 

Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 

Behandlung oder Strafen (OPCAT), das Übereinkommen, auf dessen Grundlage die NPMs 

funktionieren, sieht die Einrichtung eines Systems regelmäßiger Besuche unabhängiger 

internationaler und nationaler Organe an Orten vor, an denen Menschen ihre Freiheit 

entzogen wird, um Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 

Behandlung oder Bestrafung zu verhindern. Die wirksame Verhinderung solcher Praktiken 

setzt voraus, dass sie durch Besuche an Orten, an denen sie am häufigsten auftreten, und bei 

Insass*innen, die von ihnen am wahrscheinlichsten betroffen sind, gezielt aufgegriffen 

werden.  

Wie der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) in einer Reihe von Urteilen 

entschieden hat, sind Insass*innen wie jede Person in der Obhut des Staates, Personen in 

einer schutzbedürftigen Situation, und die Behörden sind verpflichtet, sie zu schützen. Es 

gibt jedoch auch unter inhaftierten Insass*innen, die sich in einer Situation besonderer 

Schutzbedürftigkeit befinden. Die bestehenden internationalen Standards haben unter 

anderem Frauen, Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren, Fremde, Menschen mit 

Behinderungen, Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transgender, Intersexuelle und Queer-

Personen (LGBTIQ), ethnische Minderheiten sowie indigene Völker als solche anerkannt. In 

der Regel spiegelt sich die Einstellung, sowie der Grad der Verletzlichkeit von Personen in 

schutzbedürftigen Situationen in der allgemeinen Gesellschaft in der Behandlung von jenen 

in Haft wider. In einigen Ländern kann die Schutzbedürftigkeit jedoch auf die Eigenschaften 

der Organisation von Haft als Strafe im Allgemeinen und des Haftregimes im Besonderen 

zurückzuführen sein. 

Die Antidiskriminierungs- und Antifolterbestimmungen der Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union (im Folgenden: Charta) und der Europäischen Menschenrechtskonvention 

(EMRK) sowie der Verträge der Vereinten Nationen (UN) gelten auch in Gefängnissen. 

Zahlreiche der Roadmap-Richtlinien der EU können für verschiedene Gruppen von 

Insass*innen in einer schutzbedürftigen Situation vorteilhaft sein, insbesondere für 

Fremde, inhaftierte Personen, die einer ethnischen Minderheit angehören, und indigene 

Insass*innen. Eine Reihe von „Soft-Law“-Dokumenten auf der Ebene der UN und des 

Europarates (CoE) enthalten Standards für die Betreuung bestimmter inhaftierter Personen 

in einer besonders schutzbedürftigen Situation in Justiz- und anderen Haftanstalten. 
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Spezifische Bestimmungen für einige dieser Insass*innen sind in den Mindestgrundsätzen 

der Vereinten Nationen für die Behandlung der Gefangenen (Mandela Regeln) und in den 

Europäischen Strafvollzugsgrundsätzen (EPR) enthalten. Es gibt auch eine Reihe von 

Dokumenten, die einigen Gruppen speziell gewidmet sind. Die „Soft-Law-Standards“ 

unterscheiden sich jedoch in Umfang und Detail in Hinblick auf die verschiedenen 

Insass*innen. Sie sind detaillierter und weitreichender in Bezug auf Frauen, Kinder und 

Jugendliche und ziemlich mangelhaft in Bezug auf einige andere inhaftierte Personen in 

schutzbedürftigen Situationen, z. B. die LGBTIQ-Insass*innen. Einige NPMs haben eigene 

Listen mit Gruppen in schutzbedürftigen Situationen erstellt.  

Eine Reihe europäischer NPMs hat sich auf bestimmte Gruppen in einer schutzbedürftigen 

Situation in Justizanstalten konzentriert und in ihren allgemeinen Berichten und in 

Sonderberichten darüber berichtet. Die in den NPM-Berichten behandelten Gruppen sind 

jedoch in ihrer Anzahl begrenzt. Sie umfassen Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, 

inhaftierte Personen mit Behinderungen, Frauen und in geringerem Maße ausländische 

Insass*innen. Es gibt nur wenige Berichte, die auf Grundlage internationaler Standards 

detailliert auf die gesamte Vielfalt von inhaftierten Personen, die sich in einer 

schutzbedürftigen Situation befinden, eingehen und sich mit ihnen intensiv beschäftigen. 

Manchmal werden einige Gruppen in einer schutzbedürftigen Situation bloß erwähnt, 

während andere solcher Gruppen gar keinem Monitoring unterliegen und in Empfehlungen 

keine Beachtung finden. Einige Erklärungen für diese Lücken könnten auf die Tatsache 

zurückzuführen sein, dass es in verschiedenen europäischen Ländern Unterschiede in der 

Anerkennung und Herangehensweise an die Schutzbedürftigkeit an Haftorten gibt. In vielen 

Rechtssystemen fehlen Definitionen von Schutzbedürftigkeit. Die EU-Mitgliedstaaten selbst 

sammeln oder veröffentlichen keine Daten zu inhaftierten Personengruppen in einer 

schutzbedürftigen Situation und ihrem Anteil an der Gesamtzahl der Insass*innen. Einige 

NPMs versuchen, die Schutzbedürftigkeit auf der Grundlage der Umstände zu definieren, die 

sich im spezifischen nationalen Kontext ergeben. Dies ist ein vernünftiger Ansatz, der 

gefördert werden sollte.  

Die Menschenrechtskontrolle von Insass*innen in einer schutzbedürftigen Situation ist mit 

einer Vielzahl von Herausforderungen verbunden. Das OPCAT berücksichtigt solche 

Herausforderungen, indem es in Artikel 20 einige spezifische Befugnisse für NPMs vorsieht 

und diejenigen, die ihnen Informationen liefern, in Artikel 21 vor Repression schützt. Ohne 

Zweifel sollte das Monitoring auf den etablierten Grundsätzen und Methoden der 

Sozialforschung beruhen. Das Leitprinzip dieser ist der Grundsatz der Schadensvermeidung. 

Weitere Grundsätze sind Genauigkeit, Unparteilichkeit, Vertraulichkeit, Transparenz und 

das in Angriff nehmen des Problems von Schutzbedürftigkeit. Bisher verwendeten 
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Beobachter*innen auf internationaler und nationaler Ebene bei ihrer Monitoring-Arbeit 

hauptsächlich qualitative Methoden, einschließlich der Beobachtung, Befragung, Analyse 

von Beschwerden und Fallstudien. Quantitative Methoden (statistische Analyse, 

Korrelationsforschung, Clusteranalyse, Umfragen) sind weitaus seltener. Um jedoch die 

Ursachen der Probleme zu untersuchen, mit denen die betroffenen Einzelpersonen und 

Gruppen konfrontiert sind, müssen häufig sowohl qualitative als auch quantitative 

Methoden angewendet werden. NPMs sind in einer guten Ausgangsposition, um beide 

Methoden zu kombinieren und für ihre Monitoring-Aktivitäten und ihre Follow-up-

Maßnahmen einen systemischen Ansatz zu verfolgen. 

Die Befragung von Personen in einer schutzbedürftigen Situation erfordert spezifische 

Ansätze und Fähigkeiten. NPM sollten die Good Practice der Befragung von Gruppen in einer 

schutzbedürftigen Situation in der Sozialforschung unter Berücksichtigung ihrer 

fortwährenden Schutzbedürftigkeit und der Notwendigkeit, ihre Sicherheit zu 

gewährleisten, nutzen. Es sollte keinen Kompromiss bezüglich der Erfordernisse der 

persönlichen Sicherheit der Insass*innen geben, selbst, wenn dies auf Kosten der Qualität 

der Forschung geht 

EINFÜHRUNG 

Eine Projekteinführung: NPMs als Akteure für eine Veränderung der Haftbedingungen in der 

EU  

Hintergrund des Projekts 

Dieses Handbuch wurde im Rahmen des EU-Projekts „Verbesserung der justiziellen 

Zusammenarbeit in der EU durch harmonisierte Haftstandards - Die Rolle Nationaler 

Präventionsmechanismen“ verfasst, das vom Ludwig Boltzmann Institut für Grund- und 

Menschenrechte in Zusammenarbeit mit dem Verein Antigone, dem Bulgarischen Helsinki 

Komitee und dem Ungarischen Helsinki Komitee umgesetzt wurde. 

Die jüngste Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) 

sowie Empfehlungen internationaler und nationaler Organisationen zur Folterverhütung 

zeigen, dass kein Mitgliedstaat (MS) der Europäischen Union (EU) das Problem der 

Misshandlung oder unmenschlicher Behandlung in Justizanstalten beseitigt hat und, dass es 

erhebliche Unterschiede zwischen den Strafsystemen innerhalb der EU gibt.1 Dies stellt die 

1	Siehe	Europäischer	Gerichtshof	für	Menschenrechte	(EGMR),	‘The	European	Court	of	Human	Rights	in	Facts	and	Figures:	
2019’	(2020)	10-11.	In	den	Mitgliedstaaten	des	Europarates	gibt	es	180	Fälle	von	Verstößen	gegen	Artikel	3	der	Europäischen	
Menschenrechtskonvention	 (EMRK),	 von	denen	70	 (wie	 im	Text	korrekt	angegeben)	EU-Länder	betreffen.	Diese	70	Fälle	
führen	zu	55	direkten	Fällen	von	Folter	oder	Misshandlung	(gemäß	Artikel	3),	10	Fällen,	in	denen	Staaten	keine	wirksamen	
Ermittlungen	durchgeführt	haben	(gemäß	Artikel	3),	und	5	Fällen,	in	denen	ein	bedingter	Verstoß	festgestellt	wurde	(gemäß	
Artikel	2/3).	
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grenzüberschreitende Zusammenarbeit der EU vor große Herausforderungen. 

Richter*innen müssen überprüfen, ob die Grundrechte, insbesondere das Verbot von Folter 

und anderer Formen unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung, 

eingehalten werden, bevor sie Urteile mit Bezug auf die Instrumente der gegenseitigen 

Anerkennung fällen können.2 Die neuesten verfügbaren Statistiken zum Europäischen 

Haftbefehl (EAW) sind beispielhaft: Allein in den Jahren 2017-2018 haben EU-

Mitgliedstaaten die Vollstreckung in fast zweihundert Fällen in Berufung auf die 

Grundrechte verweigert.3 Die Vereinbarkeit der Haftbedingungen mit den grundlegenden 

Menschenrechten ist daher ein großes Problem, das über nationale Grenzen ragt und für die 

EU von hoher praktischer Relevanz ist. Verbindliche EU-Mindeststandards für 

Haftbedingungen werden dringend gebraucht. Da jedoch der politische Wille zur deren 

Umsetzung derzeit fehlt, werden in diesem Projekt alternative Wege zur Erleichterung der 

Konsolidierung und Harmonisierung von Haftstandards untersucht, zumindest, soweit dies 

ohne Maßnahmen der EU realistisch möglich ist. Das Projekt untersucht daher die Rolle 

Nationaler Präventionsmechanismen (NPMs) bei der Verbesserung der Haftbedingungen in 

der gesamten EU, wobei von der Annahme ausgegangen wird, dass die Verbesserung der 

Haftbedingungen „zu Hause“ zu einem stärkeren gegenseitigen Vertrauen zwischen den 

Mitgliedstaaten beitragen kann. 

NPMs sind in einer idealen Position, um die Umsetzung internationaler Standards in Bezug 

auf das Verbot von Folter und Misshandlung zu beobachten. Die Rolle von NPMs ist umso 

wichtiger, da sie aufgrund ihrer uneingeschränkten Befugnisse Zugang zu Haftanstalten, 

offiziellen Aufzeichnungen und Personen im Freiheitsentzug haben und daher überprüfen 

können, ob diese Standards gesetzlich und in der Praxis eingehalten werden.4 Laut dem 

Unterausschuss der Vereinten Nationen für die Verhütung von Folter andere grausame, 

unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (SPT) „umfasst bzw. sollte die 

Prävention von Folter und Misshandlung so viele wie möglich von jenen Dingen umfassen, die in 

einer bestimmten Situation dazu beitragen können, die Wahrscheinlichkeit oder das Risiko von 

2	Relevante	EU-Instrumente	sind:	Rat	für	Justiz	und	Inneres	(JI-Rat),	Rahmenbeschluss	des	Rates	vom	13.	Juni	2002	über	den	
Europäischen	Haftbefehl	und	die	Übergabeverfahren	(2002/584/JI),	Erwägungsgrund	12;	und	der	JHA-Rat,	Rahmenbeschluss	
des	 Rates,	 über	 die	 Anwendung	 des	 Grundsatzes	 der	 gegenseitigen	 Anerkennung	 auf	 Urteile	 in	 Strafsachen,	 in	 denen	
Freiheitsstrafen	oder	Maßnahmen	mit	Freiheitsentzug	zum	Zwecke	ihrer	Durchsetzung	in	der	Europäischen	Union	verhängt	
werden,	27.	November	2008,	2008/909/JI,	Erwägungsgrund	13	und	Artikel	3.	Siehe	auch	Gerichtshof	der	Europäischen	Union	
(EuGH),	Aranyosi	und	Căldăraru;	Verbundene	Rechtssachen	C-404/15	und	C-659/15	PPU,	5.	April	2016;	EuGH,	ML,	C-220/18	
PPU,	25.	Juli	2018;	EuGH,	Dumitru-Tudor	Dorobantu.	C-128/18,	15.	Oktober	2019;	und	für	einen	detaillierteren	Überblick	
EUROJUST,	‘Case	law	by	the	Court	of	Justice	of	the	European	Union	on	the	European	Arrest	Warrant’	(2020).	
3	Europäische	Kommission,	‘Replies	to	Questionnaire	on	Quantitative	Information	on	the	Practical	Operation	of	the	European	
Arrest	Warrant	–	Year	2018’,	(2020)	SWD	(2020)	127	final,	6.	
4	Unterausschuss	zur	Verhütung	von	Folter	und	anderer	grausamer,	unmenschlicher	oder	erniedrigender	Behandlung	oder	
Bestrafung	(SPT),	‘The	Approach	of	the	Subcommittee	on	Prevention	of	Torture	to	the	Concept	of	Prevention	of	Torture	and	
Other	Cruel,	Inhuman	or	Degrading	Treatment	or	Punishment	under	the	Optional	Protocol	to	the	Convention	against	Torture	
and	Other	Cruel,	Inhuman	or	Degrading	Treatment	or	Punishment’(2010)	CAT/OP/12/6,	§	4.	
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Folter oder Misshandlung zu verringern. Ein solcher Ansatz erfordert…, dass auch eine gesamte 

Bandbreite anderer Faktoren berücksichtigt wird, die für die Erfahrung und Behandlung von 

Personen relevant sind, denen die Freiheit entzogen wurde, und die naturgemäß kontextspezifisch 

sein werden.“5  

Dies bedeutet, dass NPMs ein umfassendes Mandat haben, das es ihnen ermöglicht, alle 

Faktoren zu ermitteln, die in konkreten Fällen für die Verhütung von Folter und 

Misshandlung relevant sein können - und daher auch die grundsätzlichen Ursachen für 

Probleme ermitteln können. Deshalb können und sollten NPMs Schritte über eine bloße 

Überprüfung und Kontrolle hinaus setzen. Sie sollten vielmehr Empfehlungen zur 

Verringerung der Wahrscheinlichkeit oder des Risikos von Folter und Misshandlung 

vorschlagen, die den Staat bei der Identifizierung zukunftsweisender Lösungen und 

positiven Veränderungen unterstützen sollen. Infolgedessen können NPMs für die 

Einhaltung und Harmonisierung der EU-Standards für Haftbedingungen eine Schlüsselrolle 

spielen. 

Ziele des Projektes 

Um die Arbeit der NPMs zu unterstützen, wurden im Rahmen dieses Projekts eine Reihe von 

Handbüchern erstellt. Diese Handbücher beinhalten die relevanten internationalen 

Standards und bieten eine Anleitung zur Menschenrechtskontrolle von Haftbedingungen.  

Die Handbücher sind als praktisches Hilfsmittel für NPMs gedacht und sollen zu einem 

besseren Verständnis hinsichtlich folgender Punkte beitragen:  

ü Sensibilisierung bezüglich der vier Themenbereiche und den damit verbundenen Risiken

für Folter und Misshandlung

ü Die internationalen Standards rund um die ausgewählten Themenschwerpunkte

ü Die praktische Anwendung dieser internationalen Standards und wie ihre Einhaltung

wirksam kontrolliert werden kann

Insgesamt zielt das Projekt darauf ab, NPMs bei der Unterbreitung von Empfehlungen zur 

Verringerung von Folter oder Misshandlung zu unterstützen und so schlussendlich zu 

Haftbedingungen in der EU beizutragen, die in völliger Übereinstimmung mit den 

Grundrechte stehen.  

Projektmethodik 

Das EU-finanzierte Projekt begann im Januar 2019 und umfasste vier Themenbereiche, die 

auf Grundlage der Ergebnisse früherer Projekte und im direkten Austausch mit EU-NPMs 

identifiziert wurden. Unter der Gesamtkoordination des Ludwig Boltzmann Instituts für 

5Ibid.,	§	3.	
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Grund- und Menschenrechte war jeder Projektpartner für die Erforschung eines bestimmten 

Themenbereichs verantwortlich, nämlich: das Ludwig Boltzmann Institut für Grund- und 

Menschenrechte für Gewalt in Haft, das Ungarische Helsinki Komitee für Ansuchen und 

Beschwerden, das Bulgarische Helsinki Komitee für Inhaftierte in einer schutzbedürftigen 

Situation und der Verein Antigone für Einzelhaft.  

Das Projekt begann mit einer Sekundärforschungsphase zur Anwendung der bestehenden 

internationalen Standards und wie EU-NPMs zur Entwicklung der Standards in den vier 

Themenbereichen beitragen.6 Die Forschung begann nach einer kurzen ersten Befragung der 

NPMs, um den Projektfokus zu konkretisieren.7 Im Rahmen des Projekts fanden zahlreiche 

Konsultationen statt. Vertreter*innen von NPMs und andere Expert*innen tauschten ihre 

Erfahrungen und „Good Practice“ im Rahmen von vier Workshops, jeweils einem pro 

Themenbereich, sowie in einer Abschlusskonferenz aus, die am 3. und 4. November 2020 

stattfand.8 Darüber hinaus führte jeder Projektpartner zahlreiche bilaterale Interviews mit 

Vertreter*innen der NPMs sowie anderen nationalen oder internationalen Expert*innen und 

Praktiker*innen.  

Die Projektergebnisse führten zu vier thematischen Handbüchern. Obwohl enge 

Verbindungen zwischen ihnen bestehen, hielt es das Konsortium für erforderlich, vier 

separate Handbücher zu schaffen, um die spezifischen internationalen Standards und 

Herausforderungen des Monitorings für jeden Themenbereich eingehend zu behandeln. 

Dementsprechend wurde jedes Handbuch von den Mitarbeiter*innen des für das jeweilige 

Thema zuständigen Projektpartners verfasst. Die Handbücher werden von dem Dossier 

‚Systemisches Denken in der präventiven Menschenrechtskontrolle‘ ergänzt, das ebenfalls 

vom Ludwig Boltzmann Institut für Grund- und Menschenrechte erstellt wurde. Es 

untersucht, wie der systemische Ansatz in der Arbeit der Nationalen 

Präventionsmechanismen angewendet und dadurch ihr Einfluss verbessert werden könnte.  

Einführung in das Handbuch  

Dieses Handbuch zielt darauf ab, die Arbeit der Nationalen Präventionsmechanismen (NPM) 

in der Europäischen Union (EU) bei der Kontrolle der Menschenrechte von Personen und 

6	Das	Projekt	umfasste	22	EU-Mitgliedstaaten.	4	EU-Mitgliedstaaten	(Belgien,	Irland,	Lettland	und	die	Slowakei)	wurden	nicht	
erfasst,	 da	 sie	 das	 OPCAT	 noch	 nicht	 ratifiziert	 haben.	 2	 EU-Mitgliedstaaten	 (Dänemark	 und	 das	 Vereinigte	 Königreich)	
wurden	nicht	erfasst,	da	sie	nicht	am	Justizprogramm	der	Europäischen	Kommission	teilnehmen.	Das	Vereinigte	Königreich	
ist	am	31.	Januar	2020	aus	der	EU	ausgetreten	und	ist	daher	seit	dem	1.	Februar	2020	kein	EU-Mitgliedstaat	mehr.	
7	Die	Online-Umfrage	wurde	im	März	2019	durchgeführt.	14	von	22	NPMs	nahmen	teil.	
8	Der	erste	Workshop	„Behandlung	bestimmter	Gruppen	Insass*innen	in	einer	schutzbedürftigen	Situation“	fand	vom	18.	bis	
19. November	2019	in	Sofia	statt.	Der	zweite	Workshop	„Isolation	und	Einzelhaft	in	der	Justizanstalt“	fand	vom	27.	bis	28.
Januar	 2020	 in	 Rom	 statt.	 Der	 dritte	 Workshop,	 „Ansuchen,	 Beschwerdeverfahren	 und	 das	 Recht	 auf	 Information	 in
Justizanstalten“	 fand	 aufgrund	 der	 Covid-19-Pandemie	 vom	 27.	 bis	 30.	 April	 2020	 online	 statt.	 Der	 vierte	 Workshop
„Präventive	Überwachung	von	Gewalt	 in	Haft“	 fand	ebenfalls	online	am	20.	und	27.	Mai	und	3.	 Juni	2020	statt.	Darüber
hinaus	fand	im	Juli	2020	eine	Online-Beratung	zum	systemischen	Ansatz	der	NPM-Arbeit	statt.
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Gruppen in einer schutzbedürftigen Situation zu unterstützen. Artikel 1 des 

Fakultativprotokolls zum Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche 

oder erniedrigende Behandlung oder Strafen (OPCAT), auf dessen Grundlage die NPMs 

geschaffen wurden, sieht die Einrichtung eines Systems regelmäßiger Besuche 

unabhängiger internationaler und nationaler Organe an Orten vor, an denen Menschen ihre 

Freiheit entzogen wird, um Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 

Behandlung oder Bestrafung zu verhindern. Die wirksame Verhinderung solcher Praktiken 

setzt voraus, dass sie durch Besuche an Orten, an denen sie am wahrscheinlichsten auftreten, 

und bei Insass*innen, die davon am wahrscheinlichsten betroffen sind, gezielt aufgegriffen 

werden.  

In einer Reihe von Urteilen gegen verschiedene Mitgliedstaaten des Europarates stellte der 

Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) fest, dass Insass*innen Personen in 

einer schutzbedürftigen Situation sind und dass die Behörden verpflichtet sind, sie zu 

schützen.9 Insass*innen sind gefährdet, weil sie von der Gesellschaft und ihren 

Unterstützungsnetzwerken isoliert sind und sich in den Händen der Behörden befinden, die 

in ihrem täglichen Leben ein erhebliches Maß an Kontrolle über sie ausüben können. Ihr 

Zugang zu Rechtsbeistand ist begrenzt, ebenso wie ihr Recht, sich an eine unabhängige 

Behörde zu wenden, um über ihre Beschwerden zu entscheiden. Sie befinden sich in 

Gerichtsverfahren in einer benachteiligten Position, in denen sie im Gegensatz zur 

Strafverfolgung nur sehr begrenzt in der Lage sind, Beweise zu sammeln und vorzulegen. In 

der EU-Strategie für Opferrechte vom Juni 2020 (2020-2025) werden Opfer von in Haft 

begangenen Straftaten als eine Gruppe in einer Situation besonderer Gefährdung 

bezeichnet.10 

Obwohl Insass*innen selbst eine Gruppe in einer schutzbedürftigen Situation darstellen, 

beziehen sich internationale Standards auf Insass*innen, die sich in besonders 

schutzbedürftigen Situationen befinden und bieten ihnen eine Sonderbehandlung, um ihren 

spezifischen Bedürfnissen gerecht zu werden. Regel 2 der Mindestgrundsätze der Vereinten 

Nationen für die Behandlung der Insass*innen (Mandela Regeln) legt fest, dass die 

„Vollzugsverwaltung die individuellen Bedürfnisse der Gefangenen, namentlich diejenigen 

der schutzbedürftigsten Gefangenenkategorien, zu berücksichtigen“ hat. „Maßnahmen 

9Siehe	z.	B.:	EGMR,	Trubnikov	v.	Russland,	Nr.	49790/99,	Urteil	vom	5.	Juli	2005,	§	68.	Siehe	auch:	EGMR,	Berktay	v.	Türkei,	
Nr.	22493/93,	Urteil	vom	1.	März	2001,	§	167;	EGMR,	Algür	v.	Türkei,	Nr.	32574/96,	Urteil	vom	22.	Oktober	2002,	§	44;	
EGMR,	Mikadze	v.	Russland,	Nr.	52697/99,	Urteil	vom	7.	Juni	2007,	§	109;	EGMR,	Renolde	v.	Frankreich,	Nr.	5608/05,	Urteil	
vom	16.	Oktober	2008,	§	83;	EGMR,	Aliev	v.	Georgien,	Nr.	522/04,	Urteil	vom	13.	Januar	2009,	§	97.	
10Europäische	Kommission,	EU-Strategie	für	Opferrechte	(2020-2025),	KOM	(2020)	258,	Brüssel,	24.6.2020,	S.	14.	
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zum Schutz und zur Förderung der Rechte der Gefangenen mit besonderen Bedürfnissen 

sind erforderlich und sind nicht als diskriminierend anzusehen.“11 

Als Insass*innen in einer schutzbedürftigen Situation können wir diejenigen definieren, die 

aufgrund ihrer tatsächlichen oder ihnen zugeschriebenen Eigenschaften, sozialen 

Einstellungen und Haftbedingungen einem höheren Risiko von grundlegenden 

Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt sind, als andere inhaftierte Personen. 

Insass*innen in einer schutzbedürftigen Situation benötigen positive Maßnahmen und 

besondere Hilfestellungen seitens der Behörden, um ihre besonderen Bedürfnisse zu 

erfüllen und/oder ihren Schutz zu sicherzustellen. Einige Personen sind im Gefängnis aus 

demselben Grund schutzbedürftig, aus dem sie es auch außerhalb des Gefängnisses sind. In 

vielen anderen Fällen können jedoch bestimmte Faktoren, abhängig von den Kontexten der 

Inhaftierung, manche Insass*innen  besonders gefährden. Es wird daher empfohlen, ein 

breites und offenes Konzept der Schutzbedürftigkeit zu verwenden. Verschiedene 

persönliche, umgebungsbedingte oder soziokulturelle Faktoren können bei einzelnen 

Insass*innen zu einer besonderen Schutzbedürftigkeit ihrer Situation führen. Es gibt 

Vulnerabilitäten von dauerhafterem chronischem Charakter und solche, die zeitlich 

begrenzter sind. Eine Kombination mehrerer Risikofaktoren kann zu verschiedenen oder 

intersektionalen Schutzbedürftigkeiten führen, weshalb die Behörden angesichts der 

vielfältigen Risiken, denen eine Person ausgesetzt sein könnte, der jeweiligen Person 

besondere Aufmerksamkeit widmen müssen. Die Untersuchung der Risikofaktoren für 

Schutzbedürftigkeit sollte bereits ab dem ersten Tag der Haft eine der Hauptaufgaben des 

Gefängnisverwaltung sein und während der gesamten Haftdauer fortgesetzt werden. 

Ziel dieses Handbuchs ist es, die Herausforderungen bei der Behandlung von Insass*innen 

in einer schutzbedürftigen Situation und die Ansätze zur Bewältigung dieser durch 

präventive Menschenrechtskontrolle eingehend zu untersuchen. Wir analysieren die 

Situation auf EU-Ebene, die bestehenden internationalen Standards mit Bezug auf Gruppen 

in einer schutzbedürftigen Situation in Haft und die Ansätze der NPMs, bei der Ausübung 

ihrer Präventionsfunktionen die Rechte dieser Gruppen zu fördern. Das Handbuch bietet 

auch praktische Anleitungen zur Menschenrechtskontrolle von schutzbedürftigen Gruppen 

und Personen in Haft. 

11Mindestgrundsätze	der	Vereinten	Nationen	für	die	Behandlung	der	Gefangenen	(Mandela	Regeln),	Beschluss	der	
Generalversammlung	vom	17.	Dezember	2015. 
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1. INSASS*INNEN IN EINER SCHUTZBEDÜRFTIGEN SITUATION IN DER EU

Gruppen von Insass*innen in einer schutzbedürftigen Situation gibt es in allen 

Mitgliedstaaten der EU und des Europarates. Letztere erheben jedoch nicht systematisch 

Statistiken über alle von ihnen.  

Laut der jüngsten SPACE I-Veröffentlichung des Europarates betrug der durchschnittliche 

Anteil weiblicher Insassinnen in den Mitgliedstaaten des Europarates am 31. Januar 2019 5,3 

%. In den meisten EU-Mitgliedstaaten ist dieser Anteil höher. In mehreren Ländern 

(Tschechische Republik, Ungarn, Lettland, Slowakische Republik und Spanien) lag er bei 

über 7 %. Die jeweiligen Anteile an Kindern und Jugendlichen sind geringer. In den 

Mitgliedstaaten des Europarates betrug der Durchschnitt am 31. Januar 2019 0,6 % der 

männlichen Gefängnisbevölkerung. Unter den EU-Mitgliedstaaten waren es nur in Polen 

mehr als 1,5 % der männlichen Insassen. Der Anteil der ausländischen Insass*innen variiert 

stark unter den Mitgliedstaaten. Während ihr durchschnittlicher Anteil an der männlichen 

Gefängnisbevölkerung in den Mitgliedstaaten des Europarates am 31. Januar 2019 21,6 % 

betrug, liegt er in den westeuropäischen EU-Mitgliedstaaten in manchen Fällen bei über 45 

% (Österreich, Zypern, Griechenland, Luxemburg). Andererseits hatten einige 

osteuropäische Mitgliedstaaten nur sehr wenige Ausländer unter ihren männlichen 

Insassen. Dazu gehören Bulgarien (3 %), Lettland (2,4 %), Litauen (2 %), Polen (1,4 %), 

Rumänien (1,2 %) und die Slowakische Republik (2,1 %).12 

Laut der jüngsten SPACE-I-Statistik wurden am 31. Januar 2019 in den EU-Mitgliedstaaten 

5.658 Insass*innen zu lebenslanger Haft verurteilt. Zu den Mitgliedstaaten mit relativ 

höheren Anteilen an lebenslangen Insass*innen gehörten Finnland (8,6 %) und Irland (11,8 

%).13 Die Haftregimes für Insass*innen mit lebenslangen Freiheitsstrafen unterscheiden 

sich von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat, ebenso die Möglichkeiten einer vorzeitigen 

Freilassung. Diese Unterschiede wirken sich auf den Grad der Schutzbedürftigkeit der 

lebenslangen Insass*innen in verschiedenen Mitgliedstaaten aus. 

Die Daten zu anderen gefährdeten Gruppen sind weniger sicher. Eine kürzlich durchgeführte 

Studie zur HIV-Prävalenz in Justizanstalten schätzte, dass ungefähr 3 % der Insass*innen 

mit HIV infiziert sind.14 Diese Schätzung scheint jedoch auf alten Daten aus der Zeit zu 

12Aebi,	M.,	M.	Tiago,	SPACE	I	–	2019:	Prison	Populations,	CoE:	Straßburg,	2020,	S.	43-44.	
13Ebenda,	S.	51-52.	
14Sayyah,	M.	et	al.,	Global	View	of	HIV	Prevalence	in	Prisons:	A	Systematic	Review	and	Meta-Analysis,	Iran	J	Public	Health,	
Vol.	48,	Nr.	2,	Feb.	2019,	S.	221.		
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beruhen, als die Ausbreitung von HIV im Allgemeinen schwieriger zu kontrollieren war. 

Andere Studien zeigen, dass europäische Regierungen keine statistischen Daten über die 

Anzahl von LGBTIQ-Insass*innen und Insass*innen mit Behinderungen erheben, während 

Statistiken über Insass*innen mit psychosozialen Beeinträchtigungen und ältere 

Insass*innen nicht systematisch erhoben werden.15 

15CSD	et	al.,	Vulnerable	Groups	of	Prisoners.	
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2. Internationale Standards

2.1. Allgemeine Grundsätze 

Eine Reihe internationaler Dokumente, sowohl rechtsverbindliche Verträge als auch „Soft 

Law“, enthalten Standards für die Behandlung schutzbedürftiger Gruppen in Justiz- und 

anderen Haftanstalten. Die beiden wichtigsten Soft-Law-Dokumente der Vereinten 

Nationen und des Europarats, die Mindestgrundsätze der Vereinten Nationen für die Behandlung 

der Gefangenen (Mandela Regeln)16 und die Europäischen Strafvollzugsgrundsätze (EPR) 

enthalten Bestimmungen zu einigen schutzbedürftigen Gruppen.17 Für einige Kategorien 

schutzbedürftiger Insass*innen haben die Vereinten Nationen und der Europarat separate 

Dokumente verabschiedet. Die Grundsätze der Vereinten Nationen für die Behandlung 

weiblicher Gefangener und für nicht freiheitsentziehende Maßnahmen für weibliche Straffällige 

(Bangkok Regeln) beziehen sich auf weibliche Insassinnen, die „einer der schutzbedürftigen 

Gruppen angehören, die spezifische Bedürfnisse und Anforderungen haben“.18 Die Bangkok 

Regeln sehen eine ganze Reihe von Maßnahmen vor, um die spezifische Anfälligkeit von 

Frauen in Gewahrsam anzugehen. Die Regeln der Vereinten Nationen für den Schutz von 

Jugendlichen, denen ihre Freiheit entzogen ist (Havanna-Regeln) von 1990, sehen ähnliche 

Maßnahmen für Kinder und Jugendliche vor, denen die Freiheit entzogen ist. Der 

Kommentar des Ministerkomitees des Europarates zu den Europäischen 

Strafvollzugsgrundsätzen (EPR) spricht von Kindern und Jugendlichen als eine 

„außergewöhnlich schutzbedürftige Gruppe“. Die Mandela Regeln und die EPR selbst sehen 

Bestimmungen für bestimmte Gruppen von Insass*innen vor, unter der Annahme, dass sie 

gefährdet sind.  

In seinem Handbuch aus dem Jahr 2009 zu Insass*innen mit besonderen Bedürfnissen 

identifiziert das Büro für Drogenkontrolle und Verbrechensbekämpfung der Vereinten 

Nationen (UNODC) acht Gruppen  von Insass*innen  mit besonderen Bedürfnissen aufgrund 

ihrer Schutzbedürftigkeit: Insass*innen mit Bedürfnissen im Bereich der psychischen 

Gesundheit; Insass*innen mit Behinderungen; ethnische Minderheiten und indigene Völker; 

ausländische Insass*innen; LGBTIQ-Insass*innen; ältere Insass*innen; Insass*innen mit 

unheilbarer Krankheit und Insass*innen unter Todesstrafe. Es mag kurios erscheinen, dass 

16Die	Mandela	Regeln,	die	zusammen	mit	anderen	verwandten	Dokumenten	unter	folgender	Adresse	verfügbar	sind:	
https://www.un.org/en/events/mandeladay/mandela_rules.shtml,	abgerufen	am	5.	Oktober	2020.	
17Recommendation	Rec	(2006)	2-rev	of	the	Committee	of	Ministers	to	member	States	on	the	European	Prison	Rules,	a	
unter:	https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016809ee581,	abgerufen	am	5.	Oktober	2020.	
18Grundsätze	der	Vereinten	Nationen	für	die	Behandlung	weiblicher	Gefangener	und	für	nicht	freiheitsentziehende	
Maßnahmen	für	weibliche	Straffällige	(Bangkok	Regeln),	A/RES/65/229,	16.	März	2011,	unter:	
https://www.unodc.org/documents/justice-and-prison-reform/Bangkok_Rules_ENG_22032015.pdf,	abgerufen	am	5.	
Oktober	2020. 
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Frauen, Kinder und Jugendliche nicht aufgeführt sind. Dies ist darauf zurückzuführen, dass 

das UNODC, wie in der Veröffentlichung erwähnt, spezielle Handbücher zu diesen Kategorien 

von Insass*innen erstellt hatte. Die Veröffentlichung bezieht sich auch auf andere 

Insass*innen mit besonderen Bedürfnissen und auf die UNODC-Veröffentlichungen zu 

Insass*innen mit Drogenabhängigkeit und Insass*innen mit HIV/AIDS.19 

Die internationalen Standards bieten keinen kohärenten Ansatz für die Schutzbedürftigkeit 

in Haft. Das wird bereits dadurch deutlich, dass einige Gruppen von recht entwickelten 

Standards profitieren können, während es für die Situation anderer Gruppen fast keine 

Standards gibt. Die verfügbaren Standards für die verschiedenen Gruppen unterscheiden 

sich in Umfang und Tiefe. Obwohl auf internationaler Ebene seit Jahrzehnten Standards für 

die Behandlung einiger Gruppen in Haft (z. B. Frauen, Jugendliche) existieren, ist der 

Schwerpunkt des präventiven Monitorings von Gruppen von Insass*innen in einer 

schutzbedürftigen Situation ein relativ neuer Ansatz. NPMs können viel zu seiner 

Entwicklung und Konsolidierung beitragen. 

Es gibt unterschiedliche Bestimmungen in internationalen Verträgen, bei denen die EU-

Mitgliedstaaten oder die EU selbst Vertragsparteien sind, die Personen in einer 

schutzbedürftigen Situation schützen. Dies umfasst in erster Linie das absolute Verbot von 

Folter und Misshandlung, aber auch eine Reihe anderer Menschenrechtsverpflichtungen. 

Eine Reihe von Bestimmungen der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (Charta) 

und  der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) garantieren Rechte, die für die 

Situation schutzbedürftiger Gruppen relevant sind. Diese umfassen: 

• Artikel 4 der Charta und Artikel 3 der EMRK, die Folter, unmenschliche oder

erniedrigende Behandlung oder Bestrafung verbieten;

• Artikel 6 der Charta und Artikel 5 der EMRK, die das Recht auf Freiheit und Sicherheit

der Person garantieren;

• Artikel 7 der Charta und Artikel 8 der EMRK, die die Achtung des Privat- und

Familienlebens gewährleisten;

• Artikel 20 der Charta, der die Gleichheit vor dem Gesetz garantiert;

• Artikel 21 der Charta, der ein allgemeines Verbot der Diskriminierung aus einer Reihe

von Gründen enthält, darunter Geschlecht, Rasse, Hautfarbe, ethnische Herkunft,

Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, Behinderung, Alter oder sexuelle

Orientierung;

19UNODC,	Handbook	on	Prisoners	with	Special	Needs,	Büro	der	Vereinten	Nationen	für	Drogen-	und	
Verbrechensbekämpfung,	Wien,	2009.	
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• Artikel 23 der Charta, der die Gleichstellung von Männern und Frauen in allen

Bereichen vorsieht;

• Artikel 47 der Charta und Artikel 13 der EMRK, die das Recht auf einen wirksamen

Rechtsbehelf bei Verstößen gegen die Rechte und Freiheiten vorsehen;

• Artikel 48 der Charta und Artikel 6 der EMRK, die die Unschuldsvermutung und die

Verteidigungsrechte vorsehen.

Das Primärrecht der Europäischen Union (EU), einschließlich der Charta, gilt für die 

Institutionen und Organe der Europäischen Union und für die Mitgliedstaaten, wenn sie das 

Unionsrecht unter gebührender Berücksichtigung der Subsidiaritätsgrundsätze umsetzen. 

Das EMRK-Recht ist allgemein anwendbar. 

Die EU hat keine eigenen umfassenden Standards für den Freiheitsentzug und für Personen 

in einer schutzbedürftigen Situation entwickelt. Dies ist eine Schwäche des EU-Rechts, die 

zusammen mit einigen gravierenden Abweichungen zwischen den bestehenden 

internationalen Standards und der Situation in einer Reihe von Mitgliedstaaten das 

gegenseitige Vertrauen und die justizielle Zusammenarbeit im Allgemeinen verhindert. Das 

Europäische Parlament hat die Entwicklung von Mindeststandards für Gefängnis- und 

Haftbedingungen sowie eines gemeinsamen Katalogs von Häftlingsrechten in der EU 

gefordert.20 2017 verabschiedete es einen weiteren Beschluss zu den Gefängnissystemen und 

-bedingungen, in dem es seine Forderung wiederholte.21 In diesem Dokument identifiziert

das Europäische Parlament eine Reihe von Insass*innen als sich in einer schutzbedürftigen

Situation befindlich, darunter psychisch Kranke, ältere Menschen, Behinderte, LGBTIQ-

Personen, Frauen und Jugendliche.22

Die Entwicklung von Standards in Bezug auf die Festnahme, Haft und Schutzbedürftigkeit 

von Personen, denen die Freiheit entzogen wurde, wurde erst nach der Einführung und 

Gründung von „Justiz und Inneres“ als eine der drei Säulen der EU mit dem Vertrag von 

Maastricht im Jahr 1992 möglich. Die diesbezüglichen Verpflichtungen wurden in Titel V des 

Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union bekräftigt, der den „Bereich der 

Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ regelt. Das sekundäre EU-Recht begann sich nach 

den Programmen Tampere (1999-04), Den Haag (2004-09) und Stockholm (2010-14) zu 

entwickeln. Eine wirksame polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit erforderte, dass die 

Vertragsstaaten die gegenseitige Anerkennung ihrer Urteile in Strafsachen sowie 

grenzüberschreitende gerichtliche Übergabeverfahren erleichtern. Der Rahmenbeschluss des 

20Europäisches	Parlament,	Entschließung	vom	25.	November	2009	zur	Mitteilung	der	Kommission	–	Ein	Raum	der	Freiheit,	
der	Sicherheit	und	des	Rechts	im	Dienste	der	Bürger	-	Stockholm-Programm,	P7_TA	(2009)0090.		
21Europäisches	Parlament,	Strafvollzugssysteme	und	-bedingungen,	Entschließung	vom	5.	Oktober	2017	zu	
Strafvollzugssystemen	und	-bedingungen	(2015/2016	(INI)),	P8TA	(2017)	0385.	
22Ebenda,	Randnrn.	22,	23,	24,	25,	26,	30,	34,	40,	57. 



18 

Rates vom 13. Juni 2002 über den Europäischen Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwischen 

den Mitgliedstaaten wurde 2002 angenommen und 2004 in Kraft gesetzt.23 Im November 

2008 wurde der Rahmenbeschluss des Rates über die Anwendung des Grundsatzes der 

gegenseitigen Anerkennung auf Urteile in Strafsachen, in denen Freiheitsstrafen oder Maßnahmen 

zum Freiheitsentzug zum Zwecke ihrer Vollstreckung in der Europäischen Union verhängt werden, 

erlassen.24 Sein erklärtes Ziel besteht darin, die Regeln festzulegen, nach denen ein 

Mitgliedstaat im Hinblick auf die Erleichterung der sozialen Rehabilitation der verurteilten 

Person ein Urteil anerkennt und das Urteil vollstreckt. 

Die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten beruht auf 

dem gegenseitigen Vertrauen in ihre Strafjustizsysteme in Bezug auf die erforderlichen 

Verfahrensgarantien für die Fairness von Strafverfahren, die angemessenen 

Haftbedingungen und Schutzmaßnahmen gegen Folter, unmenschliche und erniedrigende 

Behandlung sowie gegen Diskriminierung aufgrund von Geschlecht, Rasse, Religion, 

ethnischer Herkunft, Nationalität, Sprache, politischer Meinungen oder sexueller 

Orientierung. Sowohl in der Rahmenentscheidung über den Europäischen Haftbefehl als auch in 

der Rahmenentscheidung über die gegenseitige Anerkennung von Urteilen in Strafsachen ist 

festgelegt, dass Mitgliedstaaten nicht verpflichtet sein sollten, bei der 

grenzüberschreitenden gerichtlichen Überstellung oder bei der Anerkennung von Urteilen 

zusammenzuarbeiten, wenn dies zu Verstößen gegen die Grundrechte der Betroffenen 

führen könnte.25 

Im April 2016 erließ der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) sein Urteil zu der 

Rechtssache Aranyosi & Căldăraru, die ein Auslieferungsersuchen von Ungarn und Rumänien 

für zwei Personen aus Deutschland, zum Zwecke der Strafverfolgung und für die Verbüßung 

wirksamer Freiheitsstrafen, betreffen. Es gab begründete Zweifel, dass die betroffenen 

Personen in beiden Fällen Haftbedingungen unter Verstoß gegen Artikel 3 EMRK ausgesetzt 

sein könnten. Der Gerichtshof entschied, dass der Rahmenbeschluss über den Europäischen 

Haftbefehl dahingehend ausgelegt werden sollte, dass, falls objektive, zuverlässige, 

spezifische und ordnungsgemäß aktualisierte Beweise in Bezug auf die Haftbedingungen im 

ausstellenden Mitgliedstaat vorliegen, die aufzeigen, dass es Mängel gibt, die systembedingt 

oder allgemeiner Art sein könnten, oder, die bestimmte Personengruppen oder bestimmte 

Haftorte betreffen könnten, die ausführende Justizbehörde genau und präzise feststellen 

23Rahmenbeschluss	des	Rates	vom	13.	Juni	2002	über	den	Europäischen	Haftbefehl	und	die	Übergabeverfahren	zwischen	
den	Mitgliedstaaten,	2002/584/JHA,	ABl.	L	190	vom	18.7.2002.	
24Rahmenbeschluss	des	Rates	vom	27.	November	2008	über	die	Anwendung	des	Grundsatzes	der	gegenseitigen	
Anerkennung	auf	Urteile	in	Strafsachen,	in	denen	Freiheitsstrafen	oder	Maßnahmen	zum	Freiheitsentzug	zum	Zwecke	ihrer	
Vollstreckung	in	der	Europäischen	Union	verhängt	werden,	2008/909/JHA,	OJ	L	327/27,	5.12.2008.	
25Siehe	die	Erwägungsgründe	12	und	13	des	Rahmenbeschlusses	über	den	Europäischen	Haftbefehl	und	die	
Erwägungsgründe	13	und	14	des	Rahmenbeschlusses	über	die	gegenseitige	Anerkennung	von	Urteilen	in	Strafsachen.	
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muss, ob wesentliche Gründe für die Annahme bestehen, dass die von einem europäischen 

Haftbefehl betroffene Person Gegenstand einer unmenschlichen und erniedrigenden 

Behandlung werden könnte. In solchen Fällen müssen die Mitgliedstaaten die Auslieferung 

verschieben oder sogar ablehnen, wenn sie nicht davon überzeugt sind, dass die 

Haftbedingungen kein solches Risiko beinhalten.26 

Die Situation und die Bedürfnisse von Insass*innen in einer schutzbedürftigen Situation 

werden auch im Rahmen des Fahrplans zur Stärkung der Verfahrensrechte von Verdächtigten 

und Beschuldigten in Strafverfahren (Fahrplan) behandelt, der mit Beschluss des Rates vom 

30. November 2009 angenommen wurde. Im Dezember 2009 hat der Europäische Rat den

Fahrplan in das Stockholmer Programm „Ein offenes und sicheres Europa im Dienste und

zum Schutz der Bürger“ aufgenommen.27 Der Fahrplan formuliert etliche Maßnahmen, die

die EU später verabschiedete, um die Verfahrensrechte von verdächtigten und beschuldigten

Personen in Strafverfahren zu stärken. Die meisten von ihnen wurden durch Richtlinien des

Europäischen Parlaments und des Rates umgesetzt. Diese betreffen das Recht auf

Übersetzung und Dolmetschen (Maßnahme A);28 das Recht auf Information über Rechte und

Information über die Anklagepunkte (Maßnahme B);29 das Recht auf Zugang zu einer*m

Anwält*in und auf Prozesskostenhilfe (Maßnahme C); das Recht auf Kommunikation mit

Verwandten, Arbeitgeber*innen und Konsularstellen (Maßnahme D);30 besondere

Schutzmaßnahmen für verdächtigte und beschuldigte Personen, die sich in einer

schutzbedürftigen Situation befinden (Maßnahme E);31 und ein Grünbuch zur

Untersuchungshaft.32

Die Richtlinie (EU) 2016/800 über Verfahrensgarantien für Kinder (Kinderrichtlinie) und die 

Empfehlung vom 27. November 2013 über Verfahrensgarantien für schutzbedürftige 

Personen, die im Rahmen von Strafverfahren verdächtigt oder beschuldigt werden, wurden 

26Verbundene	Rechtssachen	C-404/15	und	C-659/15	PPU	Pál	Aranyosi	und	RobertCăldăraru,	EU:C:2016:198.	
27Europäischer	Rat,	Das	Stockholmer	Programm	„Ein	offenes	und	sicheres	Europa	im	Dienste	und	zum	Schutz	der	Bürger“,	
2010/C	115/01,	4.	Mai	2010.	
28Richtlinie	2010/64/EU	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	20.	Oktober	2010	über	das	Recht	auf	Auslegung	
und	Übersetzung	in	Strafverfahren,	ABl.	L	280	vom	26.10.2010.	
29Richtlinie	2012/13/EU	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	22.	Mai	2012	über	das	Auskunftsrecht	in	
Strafverfahren,	ABl.	L	142	vom	1.6.2012.	
30Richtlinie	2013/48/EU	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	22.	Oktober	2013	über	das	Recht	auf	Zugang	zu	
einem	Anwalt	in	Strafverfahren	und	in	europäischen	Haftbefehlsverfahren	sowie	über	das	Recht,	einen	Dritten	bei	
Freiheitsentzug	informieren	zu	lassen	und	mit	Dritten	und	mit	konsularischen	Behörden	zu	kommunizieren,	während	ihnen	
die	Freiheit	entzogen	ist,	ABl.	L	294	vom	6.11.2013;	Richtlinie	(EU)	2016/1919	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	
vom	26.	Oktober	2016	über	Prozesskostenhilfe	für	Verdächtigte	und	Beschuldigte	in	Strafverfahren	sowie	für	ersuchte	
Personen	in	europäischen	Haftbefehlsverfahren,	ABl.	L	297	vom	4.11.2016. 
31Richtlinie	(EU)	2016/800	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	11.	Mai	2016	über	Verfahrensgarantien	für	
Kinder,	die	Verdächtigte	oder	Beschuldigte	in	Strafverfahren	sind,	ABl.	L	132	vom	21.5.2016;	Empfehlung	der	Kommission	
vom	27.	November	2013	zu	Verfahrensgarantien	für	schutzbedürftige	Personen,	die	in	Strafverfahren	verdächtigt	oder	
beschuldigt	werden,	ABl.	C	378	vom	24.12.2013.	
32Stärkung	des	gegenseitigen	Vertrauens	in	den	europäischen	Justizraum	–	Ein	Grünbuch	zur	Anwendung	des	EU-
Strafrechts	im	Bereich	der	Inhaftierung,	KOM	(2011)	327vom	14.06.2011.	
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speziell für Personen in einer schutzbedürftigen Situation entwickelt. Die Kinderrichtlinie 

zielt darauf ab, gemeinsame Mindestregeln für den Schutz der Verfahrensrechte von Kindern 

und Jugendlichen sowie gemeinsame Haftstandards festzulegen.33 Die Empfehlung für 

schutzbedürftige Personen richtet sich an Verdächtigte oder Beschuldigte, die aufgrund 

ihres Alters, ihrer geistigen oder körperlichen Verfassung oder Behinderungen nicht in der 

Lage sind, Strafverfahren zu verstehen und effektiv daran teilzunehmen. Artikel 14 empfiehlt 

Mitgliedstaaten, alle Schritte zu unternehmen, um sicherzustellen, dass der Freiheitsentzug 

von Personen in einer schutzbedürftigen Situation vor ihrer Verurteilung das letzte Mittel 

darstellt, verhältnismäßig ist und unter Bedingungen erfolgt, die ihren Bedürfnissen 

angemessen sind. Er benennt insbesondere die Notwendigkeit, entsprechende Maßnahmen 

zu ergreifen, um sicherzustellen, dass Personen in einer schutzbedürftigen Situation Zugang 

zu einer angemessenen Unterbringung haben, wenn ihnen die Freiheit entzogen wird. 

2.2. Standards für Insass*innen in einer schutzbedürftigen Situation 

2.2.1. Weibliche Insassinnen 

Es gibt eine Reihe von Dokumenten, die sich mit der Behandlung von weiblichen Insassinnen 

befassen, die von Organen der Vereinten Nationen und des Europarats verabschiedet 

wurden. Am umfassendsten sind die von den Grundsätzen der Vereinten Nationen für die 

Behandlung weiblicher Gefangener und für nicht freiheitsentziehende Maßnahmen für weibliche 

Straffällige (Bangkok-Regeln), die im Dezember 2010 von der Generalversammlung der 

Vereinten Nationen verabschiedet wurden.34 Darüber hinaus sind auf der Ebene des 

Europarats die CPT-Standards für Frauen, denen die Freiheit entzogen wurde, im 10. 

Allgemeinen Bericht des Komitees von 2000 sowie dessen Factsheet zu Frauen im Gefängnis 

von 2018 von besonderer Bedeutung.35 

Ausgangspunkt für die Behandlung weiblicher Insassinnen ist die Gewährleistung von 

Gleichstellung und Nicht-Diskriminierung sowie die Berücksichtigung ihrer spezifischen 

Bedürfnisse. Die Anpassung der Gefängnisregime und der Regeln für die Zuweisung, 

Unterbringung und Aktivitäten zur Gewährleistung der Gleichbehandlung von Männern und 

33Weitere	Informationen	zur	Kinderrichtlinie	finden	Sie	in	Abschnitt	2.2.2.	
34Siehe:	Grundsätze	der	Vereinten	Nationen	für	die	Behandlung	weiblicher	Gefangener	und	für	nicht	freiheitsentziehende	
Maßnahmen	für	weibliche	Straffällige,	mit	Kommentaren,	A/RES/65/229,	16.	März	2011,	verfügbar	unter:	
https://www.unodc.org/documents/justice-and-prison-reform/Bangkok_Rules_ENG_22032015.pdfq,	abgerufen	am	7.	
Oktober	2020.	
35CPT,	Women	in	Prison,	Factsheet,	CPT/Inf	(2018),	5.	Januar	2018,	verfügbar	unter:	https://rm.coe.int/168077ff14	,	
abgerufen	am	7.	Oktober	2020.  
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Frauen in Haft wird im CPT-Factsheet 2018 zu Frauen im Gefängnis besonders 

hervorgehoben. In seiner Stellungnahme zur Verhütung von Folter und Misshandlung von 

Frauen im Freiheitsentzug aus dem Jahr 2016 unterstreicht der Unterausschuss der 

Vereinten Nationen zur Verhütung von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder 

erniedrigender Behandlung oder Bestrafung (SPT) den Zusammenhang zwischen 

geschlechtsspezifischer Diskriminierung und Gewalt, der Frauen in allen Phasen des 

Strafverfahrens ausgesetzt sind.36 

Die Bangkok-Regeln erkennen die spezifische Schutzbedürftigkeit von Frauen aufgrund 

vorherrschender Geschlechterstereotypen und Isolation an.37 Da es weniger weibliche 

Insassinnen gibt, ist es weniger wahrscheinlich, dass Frauen in der Nähe ihrer Familien 

untergebracht werden.38 Dies sowie das Vorherrschen von Geschlechterstereotypen führen 

zu einem schnelleren Auseinanderbrechen ihrer Familien und einer stärkeren sozialen 

Ausgrenzung.39 Darüber hinaus leiden weibliche Insassinnen unter dem Versagen der 

Justizanstalten, ihre spezifischen Bedürfnisse zu erfüllen. Die Bangkok-Regeln verlangen 

die Zuweisung weiblicher Insassinnen in der Nähe ihrer Wohnorte und eine besondere Rolle 

des weiblichen Personals in den Justizanstalten, sowohl auf Führungsebene als auch bei der 

Ausübung täglicher Aufgaben, wie Durchsuchungen.40 Sie verbieten Diskriminierung und 

erfordern das Ergreifen positiver Maßnahmen, um bestehende Ungleichheiten zu beseitigen, 

auch in Bereichen wie dem Zugang zu Berufsausbildung, Gesundheitsversorgung und dem 

Kontakt zu Familien. Die Bangkok Regeln sehen geschlechtsspezifische Hygiene und 

Gesundheitsfürsorge für weibliche Insassinnen vor, die denen in der Gemeinde 

entsprechen.41 Dies umfasst den Zugang zu Wascheinrichtungen und bestimmten 

Hygieneartikeln, die der Staat bei Bedarf zur Verfügung stellt, sowie die gynäkologische 

Gesundheitsversorgung und den Zugang zu bestimmten Medikamenten und 

Verhütungsmitteln. Separate Standards befassen sich mit Schwangerschaft, 

Schwangerschaftsvorsorge und -nachsorge. Sie erfordern eine angemessene Ernährung für 

schwangere Frauen, eine angemessene medizinische Versorgung während der 

Schwangerschaft und nach der Geburt sowie die Gewährleistung angemessener Kontakte zu 

36SPT,	Prävention	von	Folter	und	Misshandlung	von	Frauen,	denen	die	Freiheit	entzogen	wurde,	CAT/OP/27/1,	18.	Januar	
2016.	
37Die	Bangkok-Regeln,	Kommentar	zu	den	Regeln	45-47.	
38SPT,	Verhütung	von	Folter	und	Misshandlung	von	Frauen,	denen	die	Freiheit	entzogen	ist,	§	35.	
39UNODC,	Handbuch	für	Frauen	und	Inhaftierung,	2.	Aufl.,	New	York,	2014,	S.	17.	
40Die	Bangkok-Regeln,	Regeln	4,	10,	11,	19.	Das	CTP-Factsheet	2018	zu	Frauen	im	Gefängnis	geht	einen	Schritt	voraus	und	
schlägt	vor,	dass	„in	Frauengefängnissen	oder	Gefängniseinheiten	das	Übergewicht	des	Personals,	das	mit	Insass*innen	in	
Kontakt	steht,	weiblich	sein	sollte“.	
41Die	Bangkok-Regeln,	Regel	10;	Siehe	auch:	Europäisches	Parlament,	Gefängnissysteme	und	-bedingungen,	Abs.	25.	In	der	
SPT-Stellungnahme	von	2016	wird	insbesondere	die	Notwendigkeit	hervorgehoben,	dass	weibliche	Insass*innen	Zugang	zu	
einer	Ärztin	haben	(SPT,	Prevention	of	Torture	and	Ill-Treatment	of	Women	Deprived	of	Their	Liberty,	§	28). 
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ihren Kindern nach der Geburt, wobei bei der Beurteilung ihrer Dauer auch das Kindeswohl 

berücksichtigt wird.42 

Die Schutzbedürftigkeit weiblicher Insassinnen wird auch in den spezifischen Regeln für 

Disziplinarstrafen und Gewaltanwendung anerkannt. Die Bangkok-Regeln verbieten die 

Unterbringung in einem Einzelhaftraum oder die Absonderung von anderen Gefangenen zur 

Disziplinierung darf bei Schwangeren, Müttern mit Säuglingen und stillenden Müttern nicht 

als Strafe angewendet werden.43 Sie verbieten auch die Verhängung von Disziplinarstrafen 

gegen Frauen, einschließlich des Verbots von Familienkontakten, insbesondere mit Kindern. 

Regel 24 verbietet die Verwendung von Zwangsmitteln während der Wehen, während der 

Geburt und unmittelbar nach der Geburt. 

Im Januar 2017 gab die Große Kammer des EGMR ihr Urteil in der Rechtssache Khamtokhu & 

Aksenchik v. Russland bekannt. Es handelt sich um die angebliche Diskriminierung bei den 

Möglichkeiten der Verhängung einer lebenslangen Freiheitsstrafe bei Frauen, älteren 

Männern, Kindern und Jugendlichen im Vergleich zu erwachsenen Männern durch die 

russische Strafjustiz (siehe Textfeld).44 Im Fall von Korneykova & Korneykov v. Ukraine stellte 

der EGMR aufgrund der Haftbedingungen und der Behandlung einer Mutter und ihres 

Neugeborenen mehrere Verstöße gegen Artikel 3 des Übereinkommens fest. Die Verstöße 

wurden aufgrund des Fesselns der Mutter in der Entbindungsklinik während der Geburt, 

aufgrund der schlechten materiellen Haftbedingungen im Untersuchungsgefängnis, in 

Bezug auf die medizinische Versorgung des Babys während seines Aufenthalts bei der Mutter 

in der Untersuchungshaftanstalt und wegen der Unterbringung der Mutter in einem 

Metallkäfig während der Gerichtsverhandlungen festgestellt.45 

darstellte.46 

42Die	Bangkok-Regeln,	Regeln	42,	48,	49.	Das	CTP-Factsheet	2018	zu	Frauen	im	Gefängnis	legt	nahe,	dass	„es	als	
unmenschlich	und	erniedrigend	angesehen	werden	kann,	wenn	ein	Kind	unmittelbar	nach	der	Geburt	von	einer	Mutter	
entfernt	wird“.	Die	Entschließung	des	Europäischen	Parlaments	zu	Gefängnissystemen	und	-bedingungen	verfolgt	
denselben	Ansatz	(§	26).	Sowohl	im	Factsheet	als	auch	in	den	Bangkok-Regeln	wird	anerkannt,	dass	die	Entscheidung,	
wann	das	Kind	von	seiner	inhaftierten	Mutter	getrennt	werden	kann,	schwierig	ist	und	dass	das	diesbezügliche	Leitprinzip	
das	beste	Interesse	des	Kindes	sein	sollte.	
43Die	Bangkok-Regeln,	Regel	22.	
44EGMR,	Khamtoku	&	Aksenchik	v.	Russland,	Nr.	60367/08,	Urteil	der	Großen	Kammer	vom	24.	Januar	2017.	
45EGMR,	Korneykova	&	Korneykov,	Nr.	56660/12,	Urteil	vom	24.	März	2016. 
46EGMR,	Zherdev	v.	Ukraine,	Nr.	34015/07,	Urteil	vom	27.	April	2017.	
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EGMR, Khamtokhu & Aksenchik v. Russland, 2017: Die Antragsteller gaben in 

diesem Fall an, als erwachsene Männer, die wegen einer Reihe schwerer 

Straftaten lebenslange Freiheitsstrafen verbüßten, im Vergleich zu anderen 

Kategorien von Verurteilten diskriminiert worden zu sein. Nämlich Frauen und 

Personen, die zum Zeitpunkt der Begehung ihrer Straftat jünger als 18, oder zum 

Zeitpunkt der Urteilverkündung älter als 65 Jahre alt gewesen waren und, die 

kraft Gesetzes von der lebenslangen Haft befreit worden waren. Der EGMR 

stellte fest, dass die Rechtfertigungsgründe für die Unterschiede in der 

Behandlung zwischen den Antragstellern und bestimmten anderen Kategorien 

von Straftäter*innen, nämlich die Förderung der Grundsätze der Gerechtigkeit 

und der Menschlichkeit, legitim gewesen waren. Es wurde auch festgestellt, dass 

die Befreiung bestimmter Kategorien von Straftäter*innen von der lebenslangen 

Haft ein angemessenes Mittel zur Erreichung dieser Grundsätze gewesen sei. Bei 

dieser Schlussfolgerung wurde die praktische Funktionsweise der lebenslangen 

Freiheitsstrafe in Russland sowohl hinsichtlich der Art ihrer Verhängung als 

auch hinsichtlich der Möglichkeit einer späteren Überprüfung berücksichtigt. 

Insbesondere die gegen die Antragsteller selbst verhängten lebenslangen 

Freiheitsstrafen waren nicht willkürlich oder unangemessen und würden nach 

25 Jahren überprüft. Darüber hinaus berücksichtigte der EGMR auch den 

erheblichen Handlungsspielraum, der Vertragsstaaten eingeräumt wurde, um 

über Fragen wie die Strafpolitik zu entscheiden, da es keinen europäischen 

Konsens über lebenslange Freiheitsstrafen gibt, abgesehen von betroffenen 

jugendlichen Straftätern, die ohne Ausnahme in allen Vertragsstaaten von der 

lebenslangen Freiheitsstrafe befreit waren. 
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Spezifische Standards:47 

United Nations Rules for the Treatment of Women Prisoners and Non-custodial 

Measures for Women Offenders (the Bangkok Rules)  

UN-Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau 

Bericht des Sonderberichterstatters über Folter und andere grausame, 

unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung, über die 

Anwendbarkeit des Verbots von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher 

oder erniedrigender Behandlung oder Bestrafung im Völkerrecht, in Bezug auf die 

einzelnen Erfahrungen von Frauen, Mädchen, Lesben, Schwulen, Bisexuellen, 

Transgender und Intersexuellen, A/HRC/31/57, 5. Januar 2016 

Pathways to, conditions and consequences of incarceration for women, Special 

Rapporteur on violence against women, its causes and consequences, A/68/340, 

21 August 2013 

Women deprived of their liberty, Extract from the 10th General Report of the CPT, 

published in 2000, CPT/Inf(2000)13-part 

Women in Prison, Factsheet 2018, CPT/Inf (2018)5, Europäisches Komitee zur 

Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung  

Recommendation CM/Rec(2018)5 of the Committee of Ministers to member 

States concerning children with imprisoned parents, Council of Europe, 4 April 

2018 

Prevention of torture and ill-treatment of women deprived of their liberty, 

CAT/OP/27/1, SPT, 18 January 2016  

47Die	Texte	der	relevanten	Teile	der	unten	genannten	Dokumente	finden	Sie	unter:	https://apt.ch/detention-
focus/en/vulnerable_groups/1/?related_standards,	abgerufen	am	1.	Oktober	2020.		
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Strafvollzugssysteme und -bedingungen, Entschließung des Europäischen 

Parlaments vom 5. Oktober 2017 zu Strafvollzugssystemen und -bedingungen 

(2015/2016(INI)), P8TA(2017)0385 

Women deprived of liberty; Report of the Working Group on the issue of 

discrimination against women in law and in practice, 15 May 2019, A/HRC/41/33 

Zusätzliche Lektüre/Quellen: 

Gender Perspectives on Torture: Law and Practice, Center for Human Rights and 

Humanitarian Law, Anti-Torture Initiative, Washington University, Washington 

College of Law 

Women in detention: a guide to gender-sensitive monitoring, APT/PRI, 2013 

International Committee of the Red Cross, Women in detention, International 

Review of the Red Cross, Volume 92 Number 877, March 2010  

2.2.2. Jugendliche Insass*innen 

Wie bei weiblichen Insassinnen gibt es viele internationale Dokumente, in denen die 

besondere Schutzbedürftigkeit von Jugendlichen anerkannt wird, denen die Freiheit 

entzogen ist, und die sich auf ihre Behandlung konzentrieren. Die wichtigsten dieser 

Dokumente sind die Regeln der Vereinten Nationen für den Schutz von Jugendlichen, denen ihre 

Freiheit entzogen ist ( Havana-Regeln) auf UN-Ebene und die Empfehlung CM/Rec (2008) 11 

des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten zur Europäischen Empfehlung für die von Sanktionen 

und Maßnahmen betroffenen jugendlichen Straftäter und Straftäterinnen auf der Ebene des 

Europarats. Eine wichtige Quelle für spezifische Empfehlungen an die Mitgliedstaaten sind 

die abschließenden Bemerkungen des UN-Ausschusses für die Rechte des Kindes nach 

regelmäßigen Überprüfungen der Berichte der Vertragsstaaten sowie seiner allgemeinen 

Kommentare. 
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Das Prinzip, das allen internationalen Dokumenten zugrunde liegt, die Standards für Kinder 

und Jugendliche enthalten, denen die Freiheit entzogen wurde, lautet, dass die Inhaftierung 

von Kindern und Jugendlichen immer ein letztes Mittel und so kurz wie möglich sein muss. 

All diese Dokumente erkennen auch die besondere Schutzbedürftigkeit der Situation von 

Kindern und Jugendlichen in Haft an, deren Grund in ihrem mangelnden Verständnis des 

Gesetzes und der Gefängnisordnung, Schwierigkeiten beim Zugang zu einem Rechtsbeistand 

und Beschwerdeorten, dem Mangel an Mitteln, um bei Bedarf für zusätzliche Nahrung und 

Vorräte zu sorgen, dem Mangel an familiärer Unterstützung, sowie in körperlicher Schwäche 

und einem Mangel an Mitteln zur Verteidigung gegen Amtsmissbrauch usw. liegt. Um diesen 

Schwachstellen zu begegnen, betonen internationale Standards die positiven 

Verpflichtungen der Staaten, den Kontakt von Kindern und Jugendlichen, denen die Freiheit 

entzogen ist, mit ihrer Familie sicherzustellen, einschließlich der Benachrichtigung von 

Familienmitgliedern über Inhaftierung, Besuche, regelmäßige und uneingeschränkte 

Kommunikation und die Möglichkeit von Familienmitgliedern, ihre Kinder in Strafverfahren 

zu begleiten.48 Neben den Kontakten zur Familie sehen internationale Standards in 

einzigartiger Weise auch das Recht der Kinder und Jugendlichen vor, von externen 

Organisationen besucht und unterstützt zu werden.49 Für keine andere Gruppen von 

Insass*innen in einer schutzbedürftigen Situation existiert ein derartiger Standard.  

Eine weitere wichtige Gruppe von Standards für die Behandlung von Kindern, denen die 

Freiheit entzogen ist, betrifft die allgemeine und berufliche Ausbildung. Bei Kindern im 

schulpflichtigen Alter ist die Gewährleistung der Ausbildung, vorzugsweise in 

Gemeindeschulen, obligatorisch. Sie sollte Vorrang vor der Arbeit haben und persönlichen 

Entwicklungszwecken dienen. Abschlusszeugnisse sollten auf keine Unterbringung in einer 

Institution hinweisen.50 

Disziplinarverfahren und die Anwendung von Gewalt sind ein weiterer Bereich, in dem 

Standards die spezifische Schutzbedürftigkeit von Kindern und Jugendlichen in Haft 

berücksichtigen. Die Standards verbieten die strenge Haft oder die Einzelhaft von Kindern 

und Jugendlichen sowie die Verweigerung des Kontakts zu Familienmitgliedern als 

Bestrafung.51 Sie sehen den Rückgriff auf eine zuständige „unparteiische Behörde“ und einen 

48Siehe	z.	B.:	Richtlinie	(EU)	2016/800	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	11.	Mai	2016	über	
Verfahrensgarantien	für	Kinder,	die	Verdächtigte	oder	Beschuldigte	in	Strafverfahren	sind;	siehe	auch	Europäisches	
Parlament,	Gefängnissysteme	und	-bedingungen,	Abs.	34.	
49The	Havana	Rules,	Abs.	62,	78;	The	European	Rules,	Abs.	83.	
50The	Havana	Rules,	Abs.	38,	40;	The	European	Rules,	Abs.	78.1,	78.2.	
51The	Havana	Rules,	Abs.	67;	The	European	Rules,	Abs.	95.3;	Europäisches	Parlament,	Gefängnissysteme	und	-bedingungen,	
Abs.	40.	
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Rechtbeistand in Disziplinarverfahren vor.52 Das Tragen und Verwenden von Waffen in 

Einrichtungen zur Freiheitsentziehung von Kindern und Jugendlichen ist ebenfalls 

verboten.53 Gefängniswärter*innen und anderes Personal sollten zusätzliche Schulungen in 

Kinderpsychologie, Kindeswohlfahrt und Kinderrechten erhalten. 

In einer Reihe von Fällen stellte der EGMR Verstöße gegen Artikel 3 EMRK in Fällen fest, in 

denen die Haftbedingungen die besondere Schutzbedürftigkeit der Situation von Kindern 

und Jugendlichen nicht berücksichtigten. So stellte die Große Kammer im Fall von Blokhin v. 

Russland fest, dass wegen des Mangels an adäquater medizinischer Versorgung des Kindes 

während seiner Haft ein Verstoß gegen Artikel 3 vorlag. (siehe Textfeld).54 In ähnlicher Weise 

stellte der EGMR im Fall von Güveç v. die Türkei einen Verstoß gegen Artikel 3 wegen der 

Untersuchungshaft des zum maßgeblichen Zeitpunkt minderjährigen Beschwerdeführers 

fest, weil er in einer Justizanstalt für Erwachsene untergebracht war, ohne angemessene 

medizinische Versorgung, was der Grund für seine psychischen Probleme und für seine 

wiederholten Selbstmordversuche war.55 Im Fall von Kuptsov & Kuptsov v. Russland stellte der 

EGMR einen Verstoß gegen Artikel 3 des Übereinkommens aufgrund der Bedingungen der 

Haft des Beschwerdeführers mit Erwachsenen auf einer Polizeistation fest, wobei dem 

Haftraum die für eine verlängerte Haft unverzichtbaren Grundausstattungen fehlten. Er 

hatte kein Fenster und bot keinen Zugang zu natürlichem Licht oder Luft. Er war nicht mit 

Betten ausgestattet und Bettwäsche wurde nicht zur Verfügung gestellt. Es gab keine Toilette 

und kein Waschbecken. Die Insass*innen erhielten kein Essen.56 In einer Reihe von Fällen 

gegen Bulgarien, die Türkei, Frankreich und andere Mitgliedstaaten stellte der EGMR 

Verstöße gegen Artikel 3 fest, die auf körperliche Misshandlung von Kindern und 

Jugendlichen in Haft und das Fehlen angemessener Ermittlungen zurückzuführen waren. 

Der Gerichtshof hat bei der Beurteilung der Art und Intensität der Misshandlung die 

besondere Schutzbedürftigkeit der Antragsteller berücksichtigt. In mehreren Fällen gegen 

die Türkei stellte der EGMR Verstöße gegen Artikel 5 des Übereinkommens fest, da die 

Untersuchungshaft von Kindern und Jugendlichen zu lange andauerte.57 In der Rechtssache 

Zherdev v. Ukraine stellte der EGMR fest, dass die Unterbringung des Beschwerdeführers mit 

erwachsenen Insass*innen, zusammen mit anderen Bedingungen seiner 

52The	European	Rules,	Abs.	94.4.	
53The	Havana	Rules,	Abs.	65.	
54EGMR,	Blochin	v.	Russland,	Nr.	47152/06,	Urteil	der	Großen	Kammer	vom	23.	März	2016.	
55EGMR,	Güveç	v.	Türkei,	Nr.	70337/01,	Urteil	vom	20.	Januar	2009.	
56EGMR,	Kuptsov	&	Kuptsova,	Nr.	6110/03,	Urteil	vom	3.	März	2011.	
57Siehe	EGMR,	Selçuk	v.	Türkei,	Nr.	21768/02,	Urteil	vom	10.	Januar	2006;	EGMR,	Koşti	und	andere	v.	Türkei,	Nr.	74321/01,	
Urteil	vom	3.	Mai	2007;	EGMR,	Nart	v.	Türkei,	Nr.	20817/04,	Urteil	vom	6.	Mai	2008.	
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Untersuchungshaft, eine erniedrigende Behandlung unter Verstoß gegen Artikel 3 EMRK 

darstellte.58 

EGMR, Blokhin v. Russland, 2016: Der Fall betraf die 30-tägige Inhaftierung eines 

12-jährigen Jungen, der an einer psychischen und neurologischen

Verhaltensstörung litt. Das Gericht stellte fest, dass er etwa einen Monat vor

seiner Inhaftierung von Spezialist*innen untersucht worden war, die ihm

Medikamente und regelmäßige Untersuchungen durch eine*n Neurologen*in

und Psychiater*in verschrieben hatten, und, dass er unmittelbar nach seiner

Freilassung drei Wochen lang zur Behandlung ins Krankenhaus eingeliefert

worden war. Darüber hinaus hatte sein Großvater die Behörden bei der Anhörung

über den Zustand des Kindes informiert. Es gab daher ausreichende Beweise

dafür, dass die Behörden von dieser Krankheit Kenntnis hatten. Die Regierung

konnte nicht nachweisen, dass Herr Blokhin während seines 30-tägigen

Aufenthalts in der Haftanstalt -unter der vollständigen Kontrolle der Behörden,

die verpflichtet waren, seine Würde und sein Wohlergehen zu sichern- die durch

seinen Zustand erforderliche medizinische Versorgung erhalten hatte. Aus

diesem Grund stellte der Gerichtshof einen Verstoß gegen Artikel 3 der

Konvention fest.

Die Richtlinie (EU) 2016/800 über Verfahrensgarantien für Kinder (Kinderrichtlinie) zielt 

darauf ab, gemeinsame Mindestregeln für den Schutz der Verfahrensrechte von Kindern und 

Jugendlichen festzulegen, die in Strafverfahren verdächtigt oder beschuldigt werden, unter 

Berücksichtigung ihrer spezifischen Schutzbedürftigkeit,59 sowie gemeinsame Standards für 

die Auferlegung von Freiheitsstrafen für Kinder und Jugendliche und für die gezielte 

Behandlung von Kindern und Jugendlichen, denen die Freiheit entzogen ist. Artikel 10 

verpflichtet die Mitgliedstaaten, dafür zu sorgen, dass der Freiheitsentzug eines Kindes oder 

eines Jugendlichen in jeder Phase des Verfahrens auf den kürzesten angemessenen Zeitraum 

begrenzt wird. Artikel 12 schreibt vor, dass die Mitgliedstaaten bei der Inhaftierung von 

Kindern und Jugendlichen ihre Gesundheit sowie ihre körperliche und geistige Entwicklung, 

ihr Recht auf Bildung und Ausbildung (einschließlich in Fällen von Kindern und Jugendlichen 

mit körperlichen und sensorischen Behinderungen oder lernbehinderten Kindern und 

58EGMR,	Zherdev	v.	Ukraine,	Nr.	34015/07,	Urteil	vom	27.	April	2017.	
59In	Erwägungsgrund	45	wird	ausdrücklich	anerkannt,	dass	„Kinder	in	einer	besonders	gefährdeten	Position	sind,	wenn	
ihnen	die	Freiheit	entzogen	wird“. 
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Jugendlichen) sowie die wirksame und regelmäßige Ausübung ihres Rechts auf 

Familienleben, Zugang zu Programmen, die ihre Entwicklung und Wiedereingliederung in 

die Gesellschaft fördern, und Achtung ihrer Religions- oder Glaubensfreiheit usw., 

sicherstellen und wahren müssen. 

Spezifische Standards:60 

Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes, September 

1990 

Standard-Mindestregeln der Vereinten Nationen für die Verwaltung der 

Jugendgerichtsbarkeit: die „Peking-Regeln“, November 1985 

Regeln der Vereinten Nationen für den Schutz von Jugendlichen, denen ihre 

Freiheit entzogen ist: the Havana Rules, Dezember 1990 

UN-Richtlinien zur Verhütung von Jugendkriminalität: die „Riad-Richtlinien“ 

Richtlinie (EU) 2016/800 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 

2016 über Verfahrensgarantien in Strafverfahren für Kinder, die Verdächtige oder 

beschuldigte Personen in Strafverfahren sind  

Strafvollzugssysteme und -bedingungen, Entschließung des Europäischen 

Parlaments vom 5. Oktober 2017 zu Strafvollzugssystemen und -bedingungen 

(2015/2016(INI)), P8TA(2017)0385 

United Nations Model Strategies and Practical Measures on the Elimination of 

Violence against Children in the Field of Crime Prevention and Criminal Justice, 

A/C.3/69/L.5, 25 September 2014 

Empfehlung CM/Rec (2008) 11 des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten zu 

den Europäische Grundsätzen für die von Sanktionen und Maßnahmen 

betroffenen jugendlichen Straftäter und Straftäterinnen 

60Basierend	auf	der	APT-Zusammenfassung,	in	der	die	Europäische	Empfehlung	für	die	von	Sanktionen	und	Maßnahmen	
betroffenen	jugendlichen	Straftäter	und	Straftäterinnen	und	die	Richtlinie	(EU)	2016/800	zu	einem	wesentlichen	Teil	
ausgelassen	wurden.	Hyperlinks	zu	diesen	Dokumenten	werden	beigefügt.	Die	Texte	der	relevanten	Teile	der	unten	
genannten	Dokumente	finden	Sie	unter:	https://apt.ch/detention-focus/en/vulnerable_groups/5/?related_standards,	
abgerufen	am	8.	Oktober	2020.		
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24th General Report of the European Committee for the prevention of torture, 1st 

August 2013 - 31 December 2014 

Juveniles deprived of their liberty under criminal legislation, Extract from the 

24th General Report of the CPT, published in 2015, CPT/Inf(2015)1-part 

Bericht des Sonderberichterstatters über Folter und andere grausame, 

unmenschliche oder erniedrigende Behandlung der Bestrafung, A/HRC/28/68, 5. 

März 2015 

Recommendation CM/Rec(2018)5 of the Committee of Ministers to member 

States concerning children with imprisoned parents, Council of Europe, 4 April 

2018 

Zusätzliche Lektüre/Quellen: 

Protecting children’s rights in criminal justice systems, Penal Reform 

International (PRI), 2013 

Neglected needs: Girls in the criminal justice system, Penal Reform International 

(PRI) and Interagency Panel on Juvenile Justice (IPJJ), 2014 

Prevention and Responses to Violence against Children, joint report of the Office 

of the High Commissioner for Human Rights, the United Nations Office on Drugs 

and Crime and the Special Representative of the Secretary- General, UN Doc. 

A/HRC/21/25, 27 June 2012 

Safeguarding the rights of girls in the criminal justice system. Preventing 

violence, stigmatization and deprivation of liberty, 2015, Special Representative 

of the Secretary- General on Violence against Children 

Juvenile Justice and Human Rights in the Americas, 2011, Inter-American 

Commission on Human Rights 

The impact of distance from home on children in custody, Themenbericht der HM 

Inspectorate of Prisons, Oktober 2016 
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 Protecting Children Against Torture in Detention: Global Solutions for a Global 

Problem, Center for Human Rights & Humanitarian Law & Anti-torture Initiative, 

May 2017 

An analysis of 12–18-year-olds’ perceptions of their experiences in secure 

training centres and young offender institutions, HM Inspectorate of Prisons, 

Jugendjustizbehörde, Children in Custody 2017-18, UK, 2019 

2.2.3. Ausländische Insass*innen 

Standards in Bezug auf ausländische Insass*innen sind in etlichen wichtigen „Soft-Law“-

Dokumenten des Europarates enthalten, einschließlich der Europäischen 

Strafvollzugsgrundsätze (Regeln 37.1-37.5) und der Empfehlung CM/Rec (2008) 11 des 

Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten zu den Europäischen Grundsätzen für die von Sanktionen 

und Maßnahmen betroffenen jugendlichen Straftäter und Straftäterinnen (§§ 104.1-105.4). Das 

Dokument mit der umfassendsten Zusammenstellung von Standards in dieser Hinsicht ist 

die Empfehlung CM/Rec (2012) 12 des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten über ausländische 

Gefangenen vom Oktober 2012. Darüber hinaus sehen zahlreiche verbindliche internationale 

Verträge Standards für die Behandlung einiger Ausländergruppen vor, die auch in Haft 

angewendet werden müssen. 

Die internationalen Standards erkennen die besondere Schutzbedürftigkeit ausländischer 

Insass*innen aufgrund ihrer sozialen Isolation, Unterschiede in Sprache, Kultur, Bräuchen 

und Religion, mangelnder familiärer Bindungen und Kontakte zur Außenwelt an.61 Darüber 

hinaus können einige von ihnen in ihren Herkunftsländern Opfer von Folter werden. Als 

solche sollten Opfer von Folter, grausamer, unmenschlicher und erniedrigender Behandlung 

oder Bestrafung, unabhängig davon, ob sie Fremde oder Staatsangehörige sind, als Personen 

in einer Situation besonderer Schutzbedürftigkeit anerkannt werden. Ihnen sollte jede 

benötigte rechtliche, medizinische und soziale Unterstützung angeboten werden, so, wie es 

von internationalen Standards in diesem Bereich vorgeschrieben ist. 

Die meisten Dokumente, die sich mit der Behandlung ausländischer Insass*innen befassen, 

richten ihren Fokus auf die Möglichkeit ihrer Überstellung in ihr Herkunftsland zur 

61Siehe	Präambel	der	Empfehlung	CM/Rec	(2012)	12.	
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Vollstreckung ihrer Strafen.62 Dies ist eine wesentliche Voraussetzung für ihre soziale 

Integration und für die Ausübung ihres Rechts auf Familienleben. Sie betonen auch die 

Nicht-Diskriminierung bei der Verhängung von Untersuchungshaft, der Verurteilung, der 

Behandlung und bei Möglichkeiten einer vorzeitigen Entlassung sowie bei der Bereitstellung 

von Arbeit und Ausbildung. 

Eine weitere Gruppe von Standards konzentriert sich auf den Kontakt mit der Außenwelt. 

Ausländische Insass*innen sollten sofortigen Zugang zu ihren diplomatischen 

Vertreter*innen haben und diejenigen, die Flüchtlinge sind zu Organen Vereinten Nationen 

und anderen Einrichtungen zu ihrem Schutz.63 Ausländischen Insass*innen sollten längere 

Besuche und andere Kontakte zu Familienangehörigen und engen Bezugspersonen gewährt 

werden. Die nationalen Behörden sollten solche Kontakte durch Erteilung von 

Informationen und durch Unterstützung bei den Kosten für die Kommunikation mit der 

Außenwelt erleichtern.64 Es sollten besondere Maßnahmen ergriffen werden, um den 

Kontakt ausländischer Insass*innen mit ihren Kindern zu erleichtern. 

Um den kulturellen und religiösen Bedürfnissen der ausländischen Insass*innen gerecht zu 

werden, erfordern eine Reihe von Standards die Berücksichtigung ihrer Präferenzen bei der 

Unterbringung, Hygiene, Kleidung, Ernährung und Gesundheitsversorgung in den 

Justizanstalten.65 Ihre sprachlichen Bedürfnisse sollten durch die Zuverfügungstellung von 

Informationen und Dolmetschleistungen in Straf-, Verwaltungs- und Disziplinarverfahren 

berücksichtigt werden.66 Wir können hinzufügen-Das sollte auch in Bezug auf 

Gesundheitsleistungen gelten. Ausländischen Insass*innen sollte der Zugang zu Print- und 

elektronischen Medien in ihrer Sprache erlaubt sein. Gleichzeitig sollten sie ermutigt 

werden, die Landessprache zu lernen und die lokale Kultur und Traditionen zu studieren.67 

Anders als die „Soft-Law“-Standards, verfolgte der EGMR einen eher restriktiven Ansatz bei 

der internationalen Überstellung ausländischer Insass*innen. Im Fall von Palfreeman v. 

Bulgarien von 2017 vertrat er die Ansicht, dass Staaten nicht verpflichtet sind, eine 

internationale Überstellung im Lichte des Artikels 8 EMRK zu erwägen. Er stellte außerdem 

fest, dass die EMRK Insass*innen nicht das Recht einräumt, ihren Haftort zu wählen und, 

dass „die Trennung des beschwerdeführenden Insassen von seiner Familie und die 

62Siehe	z.	B.:	Europäische	Strafvollzugsgrundsätze,	Regel	37.5;	Empfehlung	CM/Rec	(2012)	12,	Abs.	15.3.	
63Europäische	Strafvollzugsgrundsätze,	Regeln	37.1,	37.2.	
64Empfehlung	CM/Rec	(2012)	12,	Abschnitt	22.	
65Ebenda,	Abschnitte	17,	18,	19,	20,	31.	
66Ebenda,	Abs.	8.	
67Ebenda,	Abs.	29.1. 
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Entfernung zu ihnen als unvermeidliche Folgen der Haft angesehen werden, die sich aus der 

Ausübung der Vorrechte der inländischen Behörden im Bereich strafrechtlicher Sanktionen 

ergibt.“68 So haben nach Ansicht des EGMR die „Vorrechte der Vertragsstaaten im Bereich 

der strafrechtlichen Inhaftierung“ in Fällen internationaler Überstellungen absoluten 

Vorrang vor den Rechten der Insass*innen nach Artikel 8, ohne, dass gegenseitige Abwägung 

nach einer Bewertung der spezifischen Umstände des Falles möglich wäre. 

Spezifische Standards:69 

Konvention zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer 

Familienangehörigen vom 18. Dezember 1990  

Übereinkommen über die Rechtsstellung der Staatenlosen vom 28. September 

1954  

Übereinkommen über die Überstellung verurteilter Personen vom 21. März 1983 

Empfehlung Rec (2006) 2 des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten über die 

Europäischen Strafvollzugsgrundsätzen 

Empfehlung des Europarates CM/Rec (2008) 11 über die Europäischen 

Grundsätze für die von Sanktionen und Maßnahmen betroffenen jugendlichen 

Straftäter und Straftäterinnen  

Empfehlung CM/Rec (2012) 12 des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten über 

ausländische Gefangene, Europarat, Oktober 2012 

Rahmenbeschluss 2008/909/JI des Rates vom 27. November 2008 über die 

Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf Urteile in 

Strafsachen, durch die eine freiheitsentziehende Strafe oder Maßnahme verhängt 

wird, für die Zwecke ihrer Vollstreckung in der Europäischen Union 

68EGMR,	Palfreeman	v.	Bulgarien,	Nr.	59779/14,	Entscheidung	vom	16.	Mai	2017,	§	36.	Dieser	Ansatz	des	Gerichtshofs	
unterscheidet	sich	von	seinem	Ansatz	zur	Unterbringung		von	Insass*innen	in	der	Nähe	ihrer	Heimatorte	und	Familien	
innerhalb	der	nationalen	Gerichtsbarkeit,	der	in	mehreren	Fällen	unter	Artikel	8	des	Übereinkommens	fällt.	Siehe	z.	B.:	
EGMR,	Chodorkowskiy	&	Lebedew	v.	Russland,	Nr.	11082/06	und	13772/05,	Urteil	vom	25.	Juli	2013;	EGMR,	Vintman	v.	
Ukraine,	Nr.	28403/05,	Urteil	vom	23.	Oktober	2014;	EGMR,	Rodzevillo	v.	Ukraine,	Nr.	38771/05,	Urteil	vom	14.	Januar	
2016.	
69	Die	Texte	der	relevanten	Teile	einiger	der	unten	genannten	Dokumente	finden	Sie	unter:	https://www.apt.ch/detention-
focus/en/vulnerable_groups/2/,	abgerufen	am	1.	Oktober	2020. 
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Zusätzliche Lektüre: 

Monitoring Immigration Detention: A Practical Manual, United Nations High 

Commissioner for Refugees (UNHCR), the Association for the Prevention of 

Torture (APT) and the International Detention Coalition (IDC), 2014 

Good Practice Manual for Working with Foreign Nationals, EUROPRIS, June 2018 

2.2.4. Insass*innen mit Behinderungen 

Nach Angaben der Weltgesundheitsorganisation (WHO) ist „Behinderung“ ein Überbegriff, 

der Beeinträchtigungen (ein Problem in der Körperfunktion oder -struktur), 

Aktivitätseinschränkungen (eine Schwierigkeit, die eine Person bei der Ausführung einer 

Aufgabe oder Handlung hat) und Teilnahmeeinschränkungen (ein Problem, das eine Person 

bei der Beteiligung an Lebenssituationen hat) umfasst. Eine Behinderung ist nicht nur ein 

Gesundheitsproblem. Es ist ein komplexes Phänomen, das die Wechselwirkung zwischen 

Merkmalen des Körpers einer Person und Merkmalen der Gesellschaft widerspiegelt, in der 

sie lebt.70 

Einige der Gründe für die Schutzbedürftigkeit der Situation von Insass*innen mit 

Behinderungen in Haft überschneiden sich mit denen, die die Schutzbedürftigkeit ihrer 

Situation in der Gemeinschaft begründen. Menschen mit körperlichen Behinderungen 

können ernsthafte Probleme mit der sinnvollen Anpassung der physischen Umgebung und 

mit dem Zugang zu den erforderlichen Hilfsmitteln haben.71 Menschen mit Behinderungen 

leiden unter Stigmatisierung, mangelnder angemessener medizinischer Behandlung und 

Rehabilitation und sind manchmal Gewalt und Belästigung ausgesetzt. Diese Faktoren 

verschärfen sich in der Haft fast immer. Die physische Umgebung von Justizanstalten ist 

normalerweise nicht für Menschen mit körperlichen Behinderungen geeignet. Der Zugang 

zu Hilfsmitteln ist in Haft normalerweise schwieriger, und der Umgang mit Menschen mit 

geistigen Behinderungen ist in der Haft in der Regel viel grober. Insgesamt verschärft das 

Gefängnisumfeld in der Regel schlechte Gesundheitsbedingungen und Behinderungen. 

70WHO,	Disabilities,	verfügbar	unter:	https://www.afro.who.int/health-topics/disabilities,	abgerufen	am	3.	Oktober	2020.	
71	Vgl.	auch	Europäisches	Parlament,	Gefängnissysteme	und	-bedingungen,	Abs.	23.	
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Die UN-Behindertenrechtskonvention (CRPD) gilt in vollem Umfang für Insass*innen. Sie 

garantiert die Grundrechte von Menschen mit Behinderungen auf nichtdiskriminierender 

Basis. Dies erfordert positives staatliches Handeln in allen Bereichen des sozialen Lebens, in 

denen Menschen mit Behinderungen benachteiligt sein können. Das umfasst eine 

angemessene Anpassung der physischen Umgebung und Unterstützung bei der Verrichtung 

täglicher Arbeiten und der Rehabilitation. Für Insass*innen besonders relevant sind Artikel 

14 CRPD, der den willkürlichen und rechtswidrigen Freiheitsentzug von Menschen mit 

Behinderungen verbietet, Artikel 15, der Folter, unmenschliche und erniedrigende 

Behandlung verbietet, und Artikel 16, der die Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und 

Missbrauch vorsieht. Ebenso Artikel 13, der den Zugang zur Justiz vorsieht. In seinen 

Leitlinien zu Artikel 14 (Recht auf Freiheit und Sicherheit der Person) hat der CRPD-

Ausschuss festgestellt, dass Freiheitsentzug in Strafverfahren nur als letztes Mittel gelten 

sollte und, wenn andere Diversionsprogramme, einschließlich der opferorientierten Justiz, 

nicht für die Verhinderung zukünftiger Kriminalität ausreichen. 

Der Beschluss der Parlamentarischen Versammlung des Europarates von 2018 geht einen 

wichtigen Schritt weiter bei der Festlegung von Standards, indem er eine Anpassung der 

Freiheitsstrafen oder Alternativen zur Haft basierend auf der Behinderung des*der 

Angeklagten vorsieht, um die Inhaftierung von Personen zu verhindern, deren Zustand mit 

der Haft unvereinbar ist.72 In solchen Fällen sollten die Mitgliedstaaten systematisch nicht-

freiheitsentziehende Maßnahmen im Ermittlungsverfahren und Strafen oder eine 

Freilassung aus humanitären Gründen für behinderte Menschen in Betracht ziehen, sofern 

dies angebracht ist. 

Die Mandela Regeln enthalten spezifische Regeln für Insass*innen mit geistigen 

Behinderungen und/oder Erkrankungen.73 Sie sehen vor, dass Insass*innen, die unter 

solchen Erkrankungen leiden und für die ein Aufenthalt im Justizanstalt ihre Erkrankungen 

verschärfen würde, nicht im Justizanstalt festgehalten werden. Sie sehen auch eine 

angemessene Behandlung und Betreuung solcher Insass*innen in spezialisierten 

Einrichtungen vor. 

Der EGMR hat eine Reihe von Fällen von Insass*innen mit Behinderungen geprüft und 

Verstöße gegen die EMRK festgestellt, bei denen die Gefahr einer Behandlung unter Verstoß 

gegen Artikel 3 bestand oder vorlag. So stellte der EGMR in einem seiner frühen Urteile in der 

Rechtssache Price v. das Vereinigte Königreich einen Verstoß gegen Artikel 3 fest, weil eine 

72Parlamentarische	Versammlung	des	Europarates,	Inhaftierte	mit	Behinderungen	in	Europa,	Resolution	2223	(2018)	
73Mandela	Regeln,	Regeln	109-110.	
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Person mit einer schweren körperlichen Behinderung, wenn auch nur für kurze Zeit, in Haft 

gehalten wurde (siehe Textfeld).74 Die Zugänglichkeit der physischen Umgebung im 

Gefängnis scheint ein schwerwiegender Faktor zu sein, den der EGMR bei der Feststellung 

eines Verstoßes gegen Artikel 3 bei behinderten Antragstellern berücksichtigt.75 Er vertritt 

die Auffassung, dass die Behörden, wenn sie beschließen, eine behinderte Person weiterhin 

in Haft zu halten, besondere Sorgfalt aufweisen sollten, um sicherzustellen, dass diese 

Bedingungen den besonderen Bedürfnissen entsprechen, die sich aus der Behinderung 

ergeben. Der EGMR stellte auch Verstöße gegen Artikel 3 fest, wo Insass*innen mit 

Behinderungen auf ihre Zellengenossen angewiesen waren, um Hilfe beim Toilettengang, 

beim Duschen, sowie beim An- oder Ausziehen zu erhalten.76  

Der EGMR stellte Verstöße gegen Artikel 2 und 3 EMRK auch in einer Reihe von Fällen von 

Menschen mit geistigen Behinderungen fest. Das Fehlen einer angemessenen Behandlung in 

Kombination mit rauen Haftbedingungen führte dazu, dass der Gerichtshof im Fall von 

Dybeku v. Albanien einen Verstoß gegen Artikel 3 feststellte, der sich mit der Inhaftierung 

einer Person befasste, die an einer chronischen psychischen Störung litt, die psychotische 

Episoden und Paranoia umfasste.77 In mehreren Fällen stellte der EGMR fest, dass das 

Versäumnis der Regierung, Insass*innen mit geistigen Behinderungen angemessene 

Behandlungsregimes anzubieten, eine unmenschliche und erniedrigende Behandlung 

darstellt.78 Der EGMR stellte auch Verstöße gegen Artikel 3 in Fällen von Misshandlung von 

Insass*innen mit geistigen Behinderungen durch das Gefängnispersonal (Handschellen, 

Einzelhaft, längere Immobilisierung)79sowie in Fällen fest, in denen die Vollzugsverwaltung 

keine geeigneten Maßnahmen ergriffen hatte, um Selbstmord von Insass*innen zu 

verhindern, entweder wegen ihrer Gleichgültigkeit gegenüber den psychischen Problemen 

der Insass*innen oder weil sie ihnen Disziplinarstrafen auferlegt hatten.80 

74EGMR,	Price	v.	Vereinigtes	Königreich,	Nr.	33394/96,	Urteil	vom	10.	Juli	2001.	Siehe	auch:	GD	v.	Polen,	Nr.	45705/07,	
Urteil	vom	12.	Februar	2013.	
75EGMR,	Grimailovs	v.	Lettland,	Nr.	6087/03,	Urteil	vom	26.	Juni	2013;	EGMR,	Arutyunyan	v.	Russland,	Nr.	48977/09,	Urteil	
vom	10.	Januar	2012.	
76EGMR,	Vincent	v.	Frankreich,	Nr.	6253/03,	Urteil	vom	24.	Oktober	2006;	EGMR,	Engel	v.	Ungarn,	Nr.	46857/06,	Urteil	vom	
20. Mai	2010.
77EGMR,	Dybeku	v.	Albanien,	Nr.	41153/06,	Urteil	vom	18.	Dezember	2007.	Siehe	auch	für	einen	Verstoß	gegen	Artikel	3
unter	ähnlichen	Umständen:	EGMR,	Ţicu	v.	Rumänien,	Nr.	24575/10,	Urteil	vom	1	Oktober	2013.
78EGMR,	ZH	v.	Ungarn,	Nr.	28973/11,	Urteil	vom	8.	November	2011;	EGMR,	G.	v.	Frankreich,	Nr.	27244/09,	Urteil	vom	23.
Februar	2012;	EGMR,	Murray	v.	Niederlande,	Nr.	10511/10,	Urteil	der	Großen	Kammer	vom	26.	April	2016.
79EGMR,	Kucheruk	v.	Ukraine,	Nr.	2570/04,	Urteil	vom	6.	September	2007;	EGMR,	Dimcho	Dimov	v.	Bulgarien,	Nr.
57123/08,	Urteil	vom	16.	Dezember	2014.
80EGMR,	Renolde	v.	Frankreich,	Nr.	5608/05,	Urteil	vom	16.	Oktober	2008;	EGMR,	Ketreb	v.	Frankreich,	Nr.	38447/09,	Urteil
vom	19.	Juli	2012;	EGMR,	Çoşelav	v.	Türkei,	Nr.	1413/07,	Urteil	vom	9.	Oktober	2012;
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EGMR, Price v. das Vereinigte Königreich, 2001: Der Fall betrifft eine 

britische Staatsbürgerin, die aufgrund einer Phokomelie durch 

Thalidomid an einer Fehlbildung an vier Gliedmaßen litt. Sie leidet auch 

an Nierenproblemen. Sie wurde sieben Tage lang in die Justizanstalt 

eingewiesen, weil sie sich weigerte, Fragen zu ihrer finanziellen Situation 

zu beantworten. Weil ihr Fall am Nachmittag verhandelt worden war, war 

es nicht möglich, sie vor Beginn des nächsten Tages in die Justizanstalt zu 

bringen. Sie verbrachte die Nacht in einem Haftraum in einer 

Polizeistation. Der Haftraum, der ein Holzbett und eine Matratze enthielt, 

wurde nicht speziell für behinderte Personen angepasst. Die 

Beschwerdeführerin behauptete, sie sei gezwungen worden, in ihrem 

Rollstuhl zu schlafen. Weiter führte sie an, dass die Notknöpfe und 

Lichtschalter außerhalb ihrer Reichweite gewesen waren und, dass sie die 

Toilette nicht benutzen konnte, da sie höher angelegt war als ihr Rollstuhl 

und daher für sie nicht zugänglich war. Das Haftprotokoll zeigte, dass sie 

sich während ihrer Haft im polizeilichen Haftraum über die Kälte 

beschwerte. Die für die Haft der Beschwerdeführerin zuständigen 

Polizeibeamt*innen haben keine Maßnahmen ergriffen, um 

sicherzustellen, dass sie an einen geeigneteren Haftort gebracht oder 

freigelassen wurde. Stattdessen musste sie die ganze Nacht im Haftraum 

bleiben, obwohl der Arzt sie in eine Rettungsdecke gewickelt und ihr 

Schmerzmittel gegeben hatte. Der EGMR war der Ansicht, dass die 

Inhaftierung einer schwerbehinderten Person unter Bedingungen, bei 

denen es gefährlich kalt war, das Risiko der Entstehung von Wunden 

erhöhte, weil ihr Bett zu hart oder nicht erreichbar war und sie nicht ohne 

größte Schwierigkeiten auf die Toilette gehen oder sich reinigen konnte. 

Insofern stellte dies eine erniedrigende Behandlung dar, die gegen Artikel 

3 der EMRK verstieß. 
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Die EU-Empfehlung zu schutzbedürftigen Personen81 konzentriert sich auf verdächtigte 

oder beschuldigte Personen, die aufgrund ihres Alters, ihrer geistigen oder körperlichen 

Erkrankungen oder Behinderungen nicht in der Lage sind, Strafverfahren zu verstehen und 

effektiv an ihnen teilzunehmen. Artikel 14 der Charta empfiehlt den Mitgliedstaaten, alle 

Schritte zu unternehmen, um sicherzustellen, dass der Freiheitsentzug von Personen in 

einer schutzbedürftigen Situation vor ihrer Verurteilung das letzte Mittel darstellt, 

verhältnismäßig ist und unter Bedingungen erfolgt, die ihren Bedürfnissen angemessen 

sind. Er weist ausdrücklich auf die Notwendigkeit hin, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, 

um sicherzustellen, dass Personen in einer schutzbedürftigen Situation Zugang zu einer 

angemessenen Unterkunft haben, wenn ihnen die Freiheit entzogen wird.82 

Spezifische Standards: 

UN-Behindertenrechtskonvention 

Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen, Leitlinien zu Artikel 

14, Das Recht auf Freiheit und Sicherheit von Menschen mit Behinderungen, 

angenommen auf der 14. Sitzung des Ausschusses im September 2015 

Insass*innen mit Behinderungen in Europa, Parlamentarische Versammlung des 

Europarates, Resolution 2223 (2018) 

Empfehlung der Kommission vom 27. November 2013 zu Verfahrensgarantien für 

schutzbedürftige Personen, die in Strafverfahren verdächtigt oder beschuldigt 

werden, ABl. C 378 vom 24.12.2013 

Mindestgrundsätze der Vereinten Nationen für die Behandlung der Gefangenen 

(Mandela Regeln), Beschluss der Generalversammlung vom 17. Dezember 2015 

Strafvollzugssysteme und -bedingungen, Entschließung des Europäischen 

Parlaments vom 5. Oktober 2017 zu Strafvollzugssystemen und -bedingungen 

(2015/2016(INI)), P8TA(2017)0385 

81Empfehlung	der	Kommission	vom	27.	November	2013	zu	Verfahrensgarantien	für	schutzbedürftige	Personen,	die	in	
Strafverfahren	verdächtigt	oder	beschuldigt	werden,	ABl.	C	378	vom	24.12.2013	
82Weitere	Informationen	zur	Umsetzung	der	Empfehlung	in	mehreren	Mitgliedstaaten	finden	Sie	unter:	BIM,	Dignity	at	
Trial:	Enhancing	procedural	safeguards	for	suspects	with	intellectual	and	psychosocial	disabilities,	Projektdokumente	unter:	
https://bim.lbg.ac.at/en/project/current-projects-projects-human-dignity-and-public-security-projects-development-
cooperation-and-business/dignity-trial-enhancing-procedural-safeguards-suspects-intellectual-and-psychosocial-
disabilities,	abgerufen	am	1.	Oktober	2020. 
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Zusätzliche Lektüre: 

Zwischenbericht des Sonderberichterstatters über Folter und andere grausame, 

unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung, A/63/175, 28. 

Juli 2008  

Mental health in prison: a short guide for prison staff, Penal Reform 

International, April 2018 

Mental Health and Prisons: Information Sheet, World Health Organization/ICRC, 

October 2005 

 Prison and health, World Health Organisation, 2014 

Detention and mental health, ECtHR, March 2020 

Prisoners’ health-related rights, ECtHR, July 2020 

2.2.5. LGBTIQ-Insass*innen 

LGBTIQ-Personen in Haftanstalten sind besonders und in einigen Ländern äußerst 

gefährdet. Jahrhunderte der Stigmatisierung, Diskriminierung und des Missbrauchs dieser 

Gruppen verschärfen sich unter den Bedingungen, die, im Gegensatz zur Gemeinschaft, hier 

viel schwieriger durch Flucht zu vermeiden sind. LGBTIQ-Personen werden 

überproportional oft inhaftiert, was auf Stigmatisierung, streng zugeschriebene 

Geschlechtsnormen und die Folgen der Ablehnung und des Missbrauchs dieser Gruppe in 

allen Gesellschaften zurückzuführen ist.83 Es ist auch wahrscheinlicher, dass sie misshandelt 

und unter unmenschlichen und erniedrigenden materiellen Bedingungen inhaftiert werden. 

Sie leiden überproportional oft unter Gewalt, sowohl von Gefängnismitarbeiter*innen als 

auch unter Insass*innen.84 

Die internationalen Standards zum Schutz von LGBTIQ-Insass*innen befinden sich in 

einem rudimentären Entwicklungsstadium, wahrscheinlich aufgrund der auf nationaler 

83APT,	Towards	the	Effective	Protection	of	LGBTI	Persons	Deprived	of	Liberty:	A	Monitoring	Guide,	Geneva,	December	2018,	
p. 21.
84Ebenda,	S.	21-22;	Robinson,	R.	„Masculinity	as	Prison:	Sexual	Identity,	Race,	and	Incarceration“,	99	Cal.	L.	Rev.	1309
(2011),	S.	1386,	1405.
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Ebene vorherrschenden Haltung gegenüber dieser Gruppe. Das Hauptinstrument zum 

Schutz von inhaftierten LGBTIQ-Personen sind die Nicht-Diskriminierungsbestimmungen 

internationaler Verträge auf globaler und regionaler Ebene. Obwohl sie, mit wenigen 

Ausnahmen, die sexuelle Orientierung und die Geschlechtsidentität nicht als verbotene 

Gründe für Diskriminierung erwähnen, haben die Rechtsprechung und die maßgeblichen 

Auslegungen einer Reihe internationaler Organe sie zu einem „sonstigen Status“ gezählt. 

Der EGMR betonte daher, dass Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung ebenso 

schwerwiegend ist wie Diskriminierung aufgrund der „Rasse, Herkunft oder Hautfarbe“.85 

Mit dem Beschluss des Europäischen Parlaments zu den Gefängnissystemen und -

bedingungen wird auch der Schutz vor Diskriminierung bei der Behandlung von 

Insass*innen aufgrund der sexuellen Orientierung und der Geschlechtsidentität 

hervorgehoben.86 

Regel 7 der Mandela Regeln sieht vor, dass kein/keine Insasse*in ohne gültige 

Einweisungsverfügung in eine Justizanstalt aufgenommen werden darf. Nach dieser Regel 

sollten die Informationen, die bei der Aufnahme jedes Häftlings in das 

Dateiverwaltungssystem für Insass*innen eingegeben werden, „genaue Informationen 

enthalten, die die Bestimmung der eindeutigen Identität unter Berücksichtigung des selbst 

wahrgenommenen Geschlechts ermöglichen“.87 Ziel dieser Maßnahme ist es, 

Vollzugsverwaltungen die Möglichkeit zu geben, die Sicherheit der Insass*innen auf der 

Grundlage ihrer selbst zum Ausdruck gebrachten Identität zu gewährleisten und auf ihre 

spezifischen Bedürfnisse einzugehen.  

In seinem neunten Jahresbericht nahm der SPT einen kleinen Abschnitt zur Verhütung von 

Folter und anderen grausamen, unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlungen oder 

Bestrafungen von LGBTI-Personen auf.88 Darin unterstreicht der SPT den Zusammenhang 

zwischen Kriminalisierung in Bezug auf sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentität und 

der Förderung von Folter und Misshandlung in Haft gegenüber diesen Gruppen. Es wird auch 

die Rolle von Vorurteilen auf allen Ebenen des Strafjustizsystems unterstrichen, die eine 

Vielzahl von missbräuchlichen Praktiken ermöglicht. Der SPT unterstreicht die 

Notwendigkeit, statistische Daten über diese Art von Voreingenommenheit zu sammeln, die 

Verbrechen in Haftanstalten motivieren. 

85EGMR,	Vejdeland	und	andere	v.	Schweden,	Nr.	1813/07,	Urteil	vom	9.	Februar	2012,	§	55.	
86Europäisches	Parlament,	Gefängnissysteme	und	-bedingungen,	Abs.	24.	
87Mandela	Regeln,	Regel	7a.	
88SPT,	Prävention	von	Folter	und	anderen	grausamen,	unmenschlichen	oder	erniedrigenden	Behandlungen	oder	
Bestrafungen	von	Lesben,	Schwulen,	Bisexuellen,	Transgendern	und	Intersexuellen,	Auszug	aus	dem	neunten	SPT-
Jahresbericht,	SPT,	CAT/OP/C/57/4,	22.	März	2016.	
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Das wichtigste internationale Dokument zum Schutz von LGBTIQ-Personen sind die 

Yogyakarta Principles on the Application of International Human Rights Law in Relation to Sexual 

Orientation and Gender Identity (Yogyakarta Prinzipien).89 Leider sind die Yogyakarta 

Prinzipien bis heute ein Dokument, das zwar von prominenten internationalen 

Expert*innen auf dem Gebiet der Menschenrechte unterstützt wird, jedoch nicht von 

internationalen Organisationen. Sie bekräftigen zum größten Teil die Anwendbarkeit 

grundlegender Menschenrechte (z. B. Verbot von Folter, unmenschlicher und erniedrigender 

Behandlung, Freiheit von willkürlicher Inhaftierung und Recht auf humane Behandlung 

während der Haft) auf LGBTIQ-Personen. 

Seit 2011, als der UN-Menschenrechtsrat zum ersten Mal eine Resolution zu 

Menschenrechten, sexueller Orientierung und Geschlechtsidentität verabschiedete, 

sammelt das OHCHR systematisch Informationen über Diskriminierung und Missbrauch 

von Mitgliedern dieser Gruppe und stellt sie den Vertragsorganen während ihrer 

regelmäßigen Überprüfungen sowie anderen Menschenrechtsmechanismen zur Verfügung. 

2016 hat der Menschenrechtsrat ein thematisches Mandat eines*r unabhängigen 

Experten*in für den Schutz vor Gewalt und Diskriminierung aufgrund der sexuellen 

Orientierung und der Geschlechtsidentität festgelegt. 

Auf der Ebene des Europarates ist die Empfehlung CM/Rec (2010) 5 des Ministerkomitees an die 

Mitgliedstaaten zu Maßnahmen zur Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund der sexuellen 

Orientierung oder der Geschlechtsidentität vom März 2010 von zentraler Bedeutung. Einige der 

Bestimmungen sind unmittelbar relevant für die Situation von LGBTIQ-Personen, denen die 

Freiheit entzogen ist. Nach § 4 der Empfehlung müssen die Mitgliedstaaten daher geeignete 

Maßnahmen und insbesondere Schutzmaßnahmen gegen Körperverletzung, 

Vergewaltigung und andere Formen des sexuellen Missbrauchs ergreifen, um die Sicherheit 

und Würde aller Personen im in Haft, oder denen ihre Freiheit auf andere Weise entzogen 

wurde, einschließlich Lesben, Schwulen, Bisexuellen und Transgender-Personen, zu 

gewährleisten. Gemäß § 19 müssen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass 

personenbezogene Daten, die sich auf die sexuelle Orientierung oder die 

Geschlechtsidentität einer Person beziehen, von öffentlichen Einrichtungen, insbesondere 

innerhalb von Strafverfolgungsstrukturen, nicht erhoben, gespeichert oder anderweitig 

verwendet werden, es sei denn, dass dies erforderlich ist. § 45 empfiehlt den Mitgliedstaaten, 

dafür zu sorgen, dass die nationalen Menschenrechtsstrukturen eindeutig dazu verpflichtet 

89Die	überarbeiteten	„Yogyakarta	Principles	plus	10“	von	2017	sind	verfügbar	unter:	http://yogyakartaprinciples.org/wp-
content/uploads/2017/11/A5_yogyakartaWEB-2.pdf,	abgerufen	am	3.	Oktober	2020. 
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sind, Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung oder der Geschlechtsidentität zu 

bekämpfen. 

Der EGMR stellte im Fall von X. v. Türkei von 2012 Verstöße gegen Artikel 3 (Verbot der 

Misshandlung) und Artikel 14 (Verbot der Diskriminierung) fest. Der Beschwerdeführer 

wurde zunächst in einen gemeinsamen Haftraum mit heterosexuellen Insass*innen 

gebracht. Er bat die Gefängnisverwaltung, ihn zu seiner eigenen Sicherheit in einen 

gemeinsamen Haftraum mit homosexuellen Insass*innen zu bringen. Er erklärte, dass er 

von seinen Zellengenossen eingeschüchtert und gemobbt worden war. Er wurde sofort in 

einen Einzelhaftraum gebracht, der klein und schmutzig war. Ihm wurde jeglicher Kontakt 

mit anderen Insass*innen oder soziale Aktivitäten vorenthalten. Nach Ansicht des EGMR 

kann die Befürchtung der Behörden, er würde missbraucht werden, nicht als völlig 

unbegründet angesehen werden. Selbst wenn diese Befürchtungen es erforderlich machten, 

bestimmte Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz des Antragstellers zu ergreifen, reichen sie 

jedoch nicht aus, um eine Maßnahme zu rechtfertigen, die den Antragsteller vollständig von 

den anderen Insass*innen isoliert.90 

Spezifische Standards: 

Yogyakarta Principles on the Application of International Human Rights Law in 

relation to Sexual Orientation and Gender Identity 

Prävention von Folter und anderen grausamen, unmenschlichen oder 

erniedrigenden Behandlungen oder Bestrafungen von Lesben, Schwulen, 

Bisexuellen, Transgender- und Intersexuellen, Auszug aus dem neunten SPT-

Jahresbericht, SPT, CAT/OP/C/57/4, 22. März 2016 

Empfehlung CM/Rec (2010) 5 des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten zu 

Maßnahmen zur Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund der sexuellen 

Ausrichtung oder der Geschlechtsidentität, 2010 

90EGMR,	X.	v.	Türkei,	Nr.	24626/09,	Urteil	vom	9.	Oktober	2012,	§	42.	
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Strafvollzugssysteme und -bedingungen, Entschließung des Europäischen 

Parlaments vom 5. Oktober 2017 zu Strafvollzugssystemen und -bedingungen 

(2015/2016(INI)), P8TA(2017)0385 

Beschluss zum Schutz vor Gewalt und anderen Menschenrechtsverletzungen 

gegen Personen auf der Grundlage ihrer tatsächlichen oder unterstellten 

sexuellen Orientierung oder Geschlechtsidentität, Afrikanische Kommission der 

Menschenrechte und der Rechte der Völker, April-Mai 2014 

Zusätzliche Lektüre: 

Towards the Effective Protection of LGBTI Persons Deprived of Liberty: A 

Monitoring Guide, Vereinigung zur Verhinderung von Folter, Genf, Dezember 

2018 

Bericht des unabhängigen Sachverständigen zum Schutz vor Gewalt und 

Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung und der 

Geschlechtsidentität, 11. Mai 2018, A/HRC/38/43 

Gender Perspectives on Torture: Law and Practice, Zentrum für Menschenrechte und 

humanitäres Recht, Anti-Folter-Initiative, Washington University, Washington 

College of Law 

LGBTI-Personen, denen die Freiheit entzogen ist: ein Rahmen für präventive 

Menschenrechtskontrolle, APT/PRI, 2013 

Handbook in prisoners with special needs, UNODC, New York, 2009 

 „Masculinity as Prison: Sexual Identity, Race, and Incarceration“, Russell K. 

Robinson, 99 Cal. L. Rev. 1309 (2011) 

Achter Jahresbericht des Unterausschusses zur Verhütung von Folter und anderer 

grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Bestrafung, 

CAT/C/54/2, 26. März 2015, S. 12-14 

Neunter Jahresbericht des Unterausschusses zur Verhütung von Folter und 

anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 
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Bestrafung, „V. Wesentliche Fragen: Verhütung von Folter und anderer 

grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Bestrafung 

von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Transgender und Intersexuellen Personen“, 

22. März 2016, CAT/C/57/4

Bericht des Sonderberichterstatters über Folter und andere grausame, 

unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung, über die 

Anwendbarkeit des Verbots von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher 

oder erniedrigender Behandlung oder Bestrafung im Völkerrecht, in Bezug auf die 

einzelnen Erfahrungen von Frauen, Mädchen, Lesben, Schwulen, Bisexuellen, 

Transgender und Intersexuellen, A/HRC/31/57, 5. Januar 2016 

Bewältigung von schutzbedürftigen Situationen von inhaftierten LGBT-

Personen - Ergebnisbericht 2015 des Jean-Jacques Gautier NPM Symposium 

Out on the Inside. The Rights, Experiences and Needs of LGBT People in Prison, 

Irish Penal Reform Trust, Februar 2016 

Bulletin mit Erfahrungen, PPO-Ermittlungen, Ombudsmann für Gefängnis und 

Bewährung (UK), Ausgabe 3, Januar 2017 

2.2.6. Ethnische Minderheiten und indigene Insass*innen 

Einige ethnische Minderheiten und indigene Insass*innen können aufgrund ihres sozialen 

Status oder aufgrund von Vorurteilen und Stereotypen der Gesellschaft möglicherweise in 

Haft besonders schutzbedürftig sein. Diese Probleme werden durch die Strafjustiz häufig 

verschärft. So können ethnische Minderheiten und indigene Personen als strafrechtliche 

Angeklagte sowie in Justizanstalten überrepräsentiert sein. Dies ist auf eine Vielzahl von 

Faktoren zurückzuführen, wie ihren sozialen Status und das damit verbundene Verhalten, 

das einer formellen sozialen Kontrolle unterliegt; Vorurteile bei Polizei, Staatsanwaltschaft 

und Richter*innen, ihre selektive Behandlung durch das Strafjustizsystem, mangelnde 

Übersetzungs- und Dometschdienste sowie schlechte Qualität des Rechtsbeistands, den sie 

erhalten. So machen beispielsweise in Bulgarien ethnische Minderheiten nach offiziellen 

Statistiken rund 17 % der von der Polizei festgenommenen Personen aus, jedoch mehr als 50 

% der Gefängnisbevölkerung. 

Wie andere Gruppen in einer schutzbedürftigen Situation, sollten ethnische Minderheiten 

und indigene Insass*innen von Antidiskriminierungsbestimmungen auf nationaler und 
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internationaler Ebene profitieren. Diese Bestimmungen umfassen ausnahmslos Rasse, 

ethnische Zugehörigkeit oder Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit als Gründe für 

einen besonderen Schutz. Artikel 27 des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische 

Rechte (ICCPR) und die Bestimmungen des Rahmenübereinkommens des Europarates zum 

Schutz nationaler Minderheiten garantieren die Rechte ethnischer Minderheiten und 

indigener Völker in Gemeinschaft mit anderen Mitgliedern ihrer Gruppe, ihre eigene Kultur 

zu leben, sich zu ihrer eigenen Religion zu bekennen und diese zu praktizieren oder ihre 

eigene Sprache zu verwenden. Dies gilt gegebenenfalls auch im Umgang mit Verwaltungs- 

und Justizbehörden. 

Zahlreiche „Soft-Law-Dokumente“ des Europarats enthalten spezifische Standards für die 

Behandlung ethnischer und sprachlicher Minderheiten in Justizanstalten. Sie konzentrieren 

sich auf die Ausrichtung an ihren kulturellen Praktiken und sprachlichen Bedürfnissen. Nach 

Regel 38.3 des EPR muss der Staat kompetente Dolmetscher einsetzen und schriftliches 

Material in den in einer bestimmten Justizanstalt verwendeten Sprachen bereitstellen. Diese 

Standards werden in der Europäischen Empfehlung für die von Sanktionen und Maßnahmen 

betroffenen jugendlichen Straftäter und Straftäterinnen wiederholt. Darüber hinaus sehen sie 

besondere Schritte vor, um Sprachkurse für Jugendliche anzubieten, die die Amtssprache 

nicht beherrschen. 

Im Fall von Rooman v. Belgien stellte die Große Kammer des EGMR fest, dass, obwohl die 

EMRK einem Insasse*in das Recht auf Behandlung in seiner eigenen Sprache in Bezug auf 

die psychiatrische Behandlung nicht garantiert, sich das rein sprachliche Element 

hinsichtlich der Verfügbarkeit oder des Angebots einer geeigneten Behandlung als 

entscheidend erweisen könnte. Aus diesem Grund stellte der EGMR eine Reihe von Verstößen 

wegen des Fehlens einer solchen Behandlung in der Sprache des Beschwerdeführers fest.91 

Spezifische Standards: 

IAO-Übereinkommen Nr. 169, Artikel 8, 9, 10 

Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte der indigenen Völker, Artikel 5, 8.1, 34, 

35 

Erklärung über die Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und 

sprachlichen Minderheiten angehören 

91EGMR,	Rooman	v.	Belgien,	Nr.	18052/11,	Urteil	der	Großen	Kammer	vom	31.	Januar	2019.	
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Rahmenübereinkommen für den Schutz von nationalen Minderheiten, Europarat 

Zusätzliche Lektüre: 

Minority Rights: International Standards and Guidance for Implementation, HCDH 

Jahresbericht 2004, Sonderberichterstatter für die Rechte indigener Völker, 

E/CN.4/2004/80 

Sechster Jahresbericht des Unterausschusses zur Verhütung von Folter und anderer 

grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Bestrafung, 

CAT/C/50/2, 23. April 2013 

Bericht des unabhängigen Expert*innen der Vereinten Nationen für Minderheitenfragen, 

A/HRC/22/49/Add.1, 2012 

Wirksame Förderung der Erklärung zu den Rechten von Personen, die nationalen oder 

ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten angehören, Sonderberichterstatter 

für Minderheitenfragen, A/70/212, 30. Juli 2015  
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3. Menschenrechtskontrolle von Personen in einer schutzbedürftigen Situation in Haft

Wenn wir die systematischen Ursachen für die Probleme der Insass*innen in einer 

schutzbedürftigen Situation betrachten, können wir sie in zwei Gruppen einteilen. Die erste 

ist mit allgemeinen sozialen Einstellungen verbunden, die in die Justizanstalt übertragen 

und dort sogar verstärkt werden. Stereotype, Vorurteile und Einstellungen sozialer Distanz 

zu bestimmten Gruppen in der Gesellschaft werden häufig zu diskriminierendem Verhalten 

sowohl des Gefängnispersonals als auch der Insass*innen instrumentalisiert. Das Umfeld in 

einer geschlossenen Anstalt fördert eine solche Instrumentalisierung. 

Die zweite Gruppe betrifft das Gefängnisumfeld. Die überwiegende Mehrheit der 

Justizanstalten wird ohne Rücksicht auf die spezifischen Bedürfnisse von Personen in einer 

schutzbedürftigen Situation gebaut und organisiert. Aufgrund der niedrigeren 

Kriminalitätsrate von Frauen und Jugendlichen werden beispielsweise in vielen Ländern 

Frauen und jugendliche Straftäter*innen weit entfernt von ihren Familien inhaftiert. Nur 

wenige Justizanstalten können Menschen mit körperlichen Behinderungen aufnehmen, und 

noch weniger bieten geeignete Umgebungen für Menschen mit psychischen Störungen. 

Gefängnispersonal in Justizanstalten, in denen eine große Anzahl von Fremden 

untergebracht ist, ist selten in der Lage, mit der sprachlichen Vielfalt umzugehen und den 

religiösen Bedürfnissen aller Insass*innen entgegenzukommen. Die Unterbringung stellt in 

vielen Justizanstalten eine ernsthafte Sicherheitsbedrohung für LGBTIQ-Personen und 

andere stigmatisierte Gruppen von Insass*innen dar. 

Insass*innen und Gruppen von Insass*innen in einer schutzbedürftigen Situation stehen 

vor ernsthaften Herausforderungen gegenüber dem Strafvollzugspersonal. Ihre Situation 

löst häufig Menschenrechtsverletzungen aus und untergräbt die Lebensqualität in Haft. Dies 

schafft oder trägt zur Schaffung einer angespannten Atmosphäre bei und untergräbt das 

Vertrauensverhältnis zwischen Mitarbeiter*innen und Insass*innen. Eine solche 

Atmosphäre trägt ihrerseits zu weiteren Missbräuchen bei. Dies ist auch ein erhebliches 

Hindernis für die Menschenrechtskontrolle von Justizanstalten. 

3.1. Die Ansätze der Nationalen Präventionsmechanismen 

Eine Reihe europäischer NPMs hat in ihren Berichten die Probleme der Insass*innen in einer 

schutzbedürftigen Situation in verschiedenen Orten des Freiheitsentzugs, einschließlich 

Gefängnissen, angesprochen. Die Überprüfung der NPM-Berichte zeigt, dass ihr Fokus auf 

Schutzbedürftigkeit mit ihrer Erfahrung und allgemeinen Fähigkeit zur 
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Menschenrechtskontrolle von Orten des Freiheitsentzugs einhergeht. Diejenigen, die in 

Mitgliedstaaten tätig sind, die eine stärkere Tradition des Monitorings von Inhaftierungen 

durch unabhängige Beobachter*innen haben und mehr Erfahrung im Monitoring 

gesammelt haben, neigen dazu, Insassen*innen in einer schutzbedürftigen Situation mehr 

Aufmerksamkeit zu schenken. Die Überprüfung zeigt auch, dass nur sehr wenige NPMs 

(Luxemburg ist eine positive Ausnahme) sich auf alle Gruppen von Personen in einer 

schutzbedürftigen Situation konzentrieren, die sich in den von ihnen besuchten 

Haftanstalten befinden. Die NPMs, die sich mit dem Thema befasst haben, konzentrierten 

sich am häufigsten auf die Gruppen, die nach internationalen Standards häufig als sich in 

einer schutzbedürftigen Situation befindlich eingestuft werden, wie Frauen, junge 

Insass*innen, Insass*innen mit Behinderungen und ausländische Insass*innen.  

Die Überprüfung zeigt auch, dass die NPMs in einigen Fällen Schutzbedürftigkeit im Hinblick 

auf die spezifischen Kontexte der Haftorte in ihren eigenen Ländern erfolgreich 

identifizieren. Sie schaffen es, Konzepte zu formulieren, die manchmal mehrere spezifische 

Schutzbedürftigkeiten kombinieren (siehe Textfeld).  

2016 hat die tschechische Verteidigerin der Rechte in ihrem allgemeinen Bericht für 2016 

„dauerhaft arbeitslose Insass*innen“ im Sinne des tschechischen Gesetzes als sich in 

einer schutzbedürftigen Situation befindlich eingestuft. Dazu gehören diejenigen, die das 

65. Lebensjahr vollendet haben, es sei denn, sie bewerben sich aktiv um eine Stelle,

diejenigen, die als behindert anerkannt sind, es sei denn, sie bewerben sich um eine Stelle

und können arbeiten, oder diejenigen, für die eine dauerhafte Beschäftigung aufgrund

ihres Gesundheitszustands unmöglich ist. Diese Kategorie kann daher Insass*innen mit

eingeschränkter Mobilität, aber auch Personen mit psychischen Erkrankungen oder

gesunde ältere Insass*innen umfassen. Ihre besondere Schutzbedürftigkeit in Haft

beruht auf der Tatsache, dass „sie im Zentrum einer Reihe von Mängeln stehen, die ich

festgestellt habe, insbesondere im Bereich der materiellen Haftbedingungen und der

Bedingungen für die persönliche Hygiene, der Aktivitäten der „Betreuer*innen“ in Bezug

auf andere Verurteilte, die Verfügbarkeit von Rehabilitationsleistungen und die

Bereitstellung der notwendigen medizinischen Hilfsmittel“. (Öffentlicher Verteidiger der

Rechte der Tschechischen Republik, Bericht über systematische Besuche des öffentlichen

Verteidigers der Rechte - 2016, Brno, 2016, S. 32, verfügbar

unter:  https://www.ochrance.cz/fileadmin/user_upload/ochrana_osob/ZARIZENI/Vez

nice/2016_prisons.pdf, abgerufen am 7. Oktober 2020.
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Im März 2019 führten Forscher*innen des Ludwig-Boltzmann-Instituts, eines führenden 

Projektpartners, eine Online-Umfrage unter Mitgliedern europäischer NPMs durch, die 

Fragen zu Personen in schutzbedürftigen Situationen in Haft enthielt. Aus den Antworten 

ging hervor, dass die NMP die Situation der Insass*innen mit Behinderungen als die am 

meisten problematische bewerteten, gefolgt von der der ausländischen Insass*innen. Neben 

diesen Personen in einer schutzbedürftigen Situation wurden auch Jugendliche und junge 

Erwachsene, Frauen, ethnische Minderheiten, Suchtkranke und LGBTIQ-Personen genannt. 

Laut den Antworten in der Online-Umfrage enthielten die Beobachtungen und 

Empfehlungen von NPM zu Insass*innen in einer schutzbedürftigen Situation einen oder 

mehrere Sonderberichte über eine Gruppe von Personen in einer schutzbedürftigen Situation 

(12 NPMs), Schulung und Kapazitätsentwicklung (5 NPMs) sowie Öffentlichkeitsarbeit (4 

NPMs). Ein NPM führte eine Umfrage durch. 

Die Überprüfung der auf ihren Websites veröffentlichten NPM-Berichte zeigt, dass einige 

von ihnen in ihren Jahresberichten spezielle Berichte oder Kapitel erstellt haben, die 

verschiedenen Kategorien von Insass*innen in einer schutzbedürftigen Situation gewidmet 

sind. Eine bedeutende Anzahl von NPMs hat solchen Gruppen jedoch keine Beachtung 

geschenkt. Einige Erklärungen für diese Lücken können auf die Tatsache zurückzuführen 

sein, dass es in verschiedenen europäischen Ländern Unterschiede in der Anerkennung und 

Herangehensweise an die Schutzbedürftigkeit an Haftorten gibt. In vielen Rechtssystemen 

fehlen Definitionen von Schutzbedürftigkeit. Die Mitgliedstaaten selbst sammeln oder 

veröffentlichen keine Daten zu Gruppen von Personen in einer schutzbedürftigen Situation 

und ihrem Anteil an der Gesamtzahl der Insass*innen.  

Der Versuch, Schutzbedürftigkeit auf Grundlage der Umstände zu definieren, die sich im 

spezifischen nationalen Kontext ergeben, ist ein vernünftiger Ansatz, der gefördert werden 

sollte. Die internationalen Standards für Personen in einer schutzbedürftigen Situation in 

Haftanstalten sind eine wertvolle Quelle für allgemeine Standards. Sie können aber auch aus 

mehreren Gründen ein schlechter Leitfaden für die NMP sein: Sie befinden sich in einem 

rudimentären Entwicklungsstadium; sie sind für einige Insass*innen (Frauen und 

Jugendliche) ausführlicher und für andere (LGBTIQ) fast nicht existent; sie berücksichtigen 

nicht die besonderen Umstände in den Mitgliedstaaten. Es sollte in der Tat die Hauptaufgabe 

der NPMs sein, Schutzbedürftigkeit in ihrer Gerichtsbarkeit auf Grundlage jener 

spezifischen Umstände zu definieren und anzugehen. Darüber hinaus kann es 

kontraproduktiv sein, sich auf nationaler Ebene auf diejenigen Personen in einer 

schutzbedürftigen Situation zu konzentrieren, auf die sich auch die internationalen 

Standards konzentrieren, ohne die Notwendigkeit zu berücksichtigen, die Situation anderer 
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Insassen*innen in einer schutzbedürften Situation anzugehen. Dies spiegelt sich in der 

unzureichenden Beachtung von LGBTIQ- und Roma-Insass*innen in den Berichten selbst 

jener NPMs wider, die Veröffentlichungen zu Insassen*innen in einer schutzbedürftigen 

Situation gemacht haben. 

3.2. Menschenrechtskontrolle von Personen in einer schutzbedürftigen Situation in Haft: 

Bedeutung und Herausforderungen  

Die Menschenrechtskontrolle von Insass*innen in einer schutzbedürftigen Situation hat 

sowohl eine allgemeine als auch eine spezifische Bedeutung für die EU-Mitgliedstaaten und 

ihre NPMs. Die allgemeine Bedeutung liegt auf der Hand – die NPMs sind nationale Organe, 

die mit der Verhütung und Beseitigung von Folter, unmenschlicher und erniedrigender 

Behandlung beauftragt sind. In einigen Mitgliedstaaten haben sie auch die Aufgabe, andere 

Menschenrechtsverletzungen zu verhindern. Um diese Aufgaben zu erfüllen, müssen NPMs 

mit ihren Monitoring-Aktivitäten zunächst auf Gruppen und Situationen abzielen, in denen 

Menschenrechtsverletzungen weit verbreitet, gravierend und schwer aufzudecken und zu 

beseitigen sind. Insass*innen in einer schutzbedürftigen Situation sind Opfer einer Vielzahl 

von Menschenrechtsverletzungen, einschließlich ihrer bürgerlichen und politischen sowie 

ihrer wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte. Gefängnisse und andere 

Haftanstalten sind nicht auf Schutzbedürftigkeit ausgelegt. Das Leben in diesen 

Einrichtungen setzt verschiedene Kategorien von Insass*innen unterschiedlichen 

Verstößen aus – einige werden Opfer körperlichen und sexuellen Missbrauchs, andere 

extremen Einschränkungen ihrer Mobilität, wieder andere einem gefährlichen Mangel an 

medizinischer Versorgung.  

Die besondere Bedeutung des Monitorings der Rechte von Insass*innen in einer 

schutzbedürftigen Situation hängt mit der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit 

zwischen den EU-Mitgliedstaaten zusammen. Wie in einer Reihe von EU-Dokumenten 

vorgesehen,92 beruht letztere auf dem gegenseitigen Vertrauen in ihre Strafjustizsysteme. 

Das Risiko, Insass*innen schweren Menschenrechtsverletzungen auszusetzen, würde dieses 

Vertrauen sicherlich untergraben und die Zusammenarbeit blockieren. Die Mitgliedstaaten 

tragen Verantwortung, wenn Personen in ihren Gerichtsbarkeiten solchen Verstößen 

ausgesetzt werden, und zwar nicht nur dort, wo sie sie selbst praktizieren oder dulden, 

sondern auch, wenn sie Insass*innen in andere Gerichtsbarkeiten überführen, ohne 

sicherzustellen, dass ihre Menschenrechte nicht verletzt werden. 

92Siehe	oben	unter	2.1.	
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Die Menschenrechtskontrolle von Insass*innen in schutzbedürftigen Situationen ist sehr 

wichtig, aber auch eine ernsthafte Herausforderung. Einige Personen und Gruppen, die sich 

in einer schutzbedürftigen Situation befinden, sind im Verlauf des Monitorings aufgrund des 

Stigmas, das mit ihrer Identität (z. B. LGBTIQ-Personen oder einige ethnische Minderheiten) 

oder ihrer Straftat (z. B. Sexualstraftäter) verbunden ist, schwer zu identifizieren und zu 

sprechen. Das Stigma, das oft verinnerlicht wird, verhindert, dass Insass*innen in einer 

schutzbedürftigen Situation Erfahrungen austauschen und über die Ursachen ihrer 

Probleme sprechen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn Beobachter*innen selten für 

Besuche erscheinen und von den Insass*innen als „Außenseiter“ des Systems 

wahrgenommen werden. Die Beobachter*innen werden manchmal als 

Regierungsbeamt*innen wahrgenommen, was Misstrauen und Argwohn hervorruft, 

insbesondere bei schutzbedürftigen Personen, die Regierungsvertreter als die Ursachen für 

ihre Probleme oder als Komplizen des Missbrauchs nichtstaatlicher Akteure wahrnehmen. 

In einigen Fällen ergibt sich die Schwierigkeit aus dem Mangel an angemessenem 

Fachwissen im Monitoring-Team, insbesondere dort, wo die Behandlung von Personen mit 

bestimmten Erkrankungen (z. B. geistigen oder psychosozialen Behinderungen) bewertet 

werden muss. Die Menschenrechtskontrolle der Behandlung ausländischer Insass*innen, 

deren Zahl in den EU-Mitgliedstaaten gestiegen ist, wirft Kommunikationsprobleme und 

damit verbundene Probleme bei der Herstellung von Vertrauen und Beziehungen zu diesen 

äußerst schutzbedürftigen Personen auf. Das Monitoring der Rechte von Frauen und 

jugendlichen Insass*innen ist eine weitere Herausforderung, da das Monitoring-Team 

besondere Fachkenntnisse und Perspektiven benötigt. 

3.3. Menschenrechtskontrolle in der Praxis 

Die Menschenrechtskontrolle von Personen in einer schutzbedürftigen Situation in Haft hat 

in Europa eine lange Geschichte. Derzeit wird es von verschiedenen Monitoring-Organen 

durchgeführt. Wir können drei Arten von Gruppen unterscheiden: offizielle Inspektions- 

und Ermittlungsorgane, nationale Menschenrechtsinstitutionen und 

Nichtregierungsorganisationen. Jede von ihnen verfolgt einen bestimmten Ansatz. Letzterer 

hängt von einer Vielzahl von Faktoren ab, einschließlich der Ziele, der Befugnisse der 

Beobachter*innen und ihrer Wahrnehmung durch die Insass*innen. Jeder Ansatz hat seine 

Stärken und Schwächen. Die Stärke der offiziellen Stellen liegt in ihrer Fähigkeit, jegliche Art 

von Dokumenten zu erhalten, qualitativ hochwertige Expert*innenanfragen zu 

organisieren, Zeugen sowohl innerhalb als auch außerhalb der Haftanstalt zu verpflichten, 

auszusagen und obligatorische Anordnungen oder Empfehlungen zu erlassen. Oft sind sie 
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jedoch nicht in der Lage, das Vertrauen der Insass*innen und insbesondere das Vertrauen 

der Opfer zu gewinnen, was für eine wirksame Kontrolle von zentraler Bedeutung ist, 

insbesondere bei Personen, die sich in einer schutzbedürftigen Situation in Haft befinden. 

Die Situation beim Monitoring durch NGOs ist oft umgekehrt. Sie sind normalerweise in der 

Lage, Vertrauen zu gewinnen und eine Beziehung zu den Opfern aufzubauen, aber ihre 

Kontrollbefugnisse sind häufig begrenzt. In einigen Fällen dürfen sie mit einigen 

Insass*innen nicht einmal sprechen, z. B. mit denen, die sich in Untersuchungshaft 

befinden. 

NPMs sind in einer guten Position, um von den Stärken sowohl offizieller als auch 

nichtstaatlicher Monitoring-Ansätze zu profitieren. Ihr Mandat ist gesetzlich festgelegt, 

und die OPCAT sieht eine umfassende Liste von Befugnissen vor, die die Mitgliedstaaten den 

NPMs übertragen müssen. In Europa sind sie in der Regel selbst Teil einer nationalen 

Menschenrechtsinstitution und diese sollten nach den Pariser Grundsätzen von jeder 

Regierungsbehörde unabhängig sein. Als solche sollten sie von den Insass*innen nicht als 

an ihrer strafrechtlichen Verfolgung beteiligt oder mitschuldig angesehen werden oder als 

Agenten staatlicher Kontrolle und daher nicht als vertrauenswürdig. Artikel 21 der OPCAT 

sieht die Immunität gegen Sanktionen für Personen oder Organisationen vor, die den NPM 

Informationen übermittelt haben, während Artikel 22 die Verpflichtung der nationalen 

Behörden zur Einbeziehung der NPM-Empfehlungen vorsieht. 

3.3.1. Auswahl der Gruppen und Identifizierung von Standards 

Der Schwerpunkt der Menschenrechtskontrolle bei Gruppen von Insass*innen in einer 

schutzbedürftigen Situation muss auf einer Vielzahl von Kriterien beruhen, die sowohl 

allgemeingültig als auch länderspezifisch sind. Bestimmte Gruppen sind wahrscheinlich in 

jedem Strafvollzugssystem aufgrund der in der Gesellschaft vorherrschenden negativen 

Stereotypen, ihrer spezifischen Bedürfnisse, die das Gefängnissystem nicht erfüllen kann, 

sowie ihrer körperlichen Schwäche und/oder Behinderung gefährdet. Dies sind Faktoren 

allgemeiner Schutzbedürftigkeit. Die europäischen Strafvollzugssysteme unterscheiden sich 

in ihrer Fähigkeit, unterschiedliche Schwachstellen mit einzurechnen und zu 

berücksichtigen. Daher sind einige besser als andere für die Unterbringung von Insass*innen 

mit körperlichen Behinderungen gerüstet. Während in einigen Frauen und Kinder in 

getrennten Einrichtungen untergebracht sind, getrennt von ihren Verwandten und 

Freund*innen, berücksichtigen andere zumindest teilweise ihre Bedürfnisse, in der Nähe 

ihrer sozialen Netzwerke zu bleiben. Diese Systeme unterscheiden sich auch darin, inwieweit 

sie bestimmte Einzelpersonen und Gruppen vor Gewalt schützen können. 
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Es gibt auch Schutzbedürftigkeiten, die für den nationalen Kontext spezifisch sind. In 

einigen Staaten werden bestimmte Gruppen und Personen in Haft aufgrund ihrer politischen 

Aktivität (z. B. Separatisten), ethnischen Zugehörigkeit, religiösen Zugehörigkeit oder ihres 

sozialen Status schutzbedürftig. Hierbei handelt es sich um länderspezifische 

Schutzbedürftigkeiten, die bei der Auswahl des Schwerpunkts ebenfalls berücksichtigt 

werden sollten. In jedem Fall sollten die NPM in der Lage sein, ihre Wahl anhand allgemeiner 

und länderspezifischer Kriterien zu rechtfertigen (siehe Textfeld). 

Im Jahr 2017 veröffentlichte der dänische Ombudsmann als NPM einen 

thematischen Bericht über junge Menschen in Betreuungsheimen sowie in 

örtlichen und staatlichen Justizanstalten. Der Ombudsmann begründete diesen 

Schwerpunkt sowohl mit allgemeinen als auch mit länderspezifischen Kriterien. 

Die Monitoring-Aktivitäten des Ombudsmanns richten sich an die am stärksten 

gefährdeten Bürger*innen. „Charakteristisch für diese Bürger*innen in einer 

schutzbedürftigen Situation ist unter anderem, dass sie nur über sehr wenige 

Ressourcen verfügen und, dass ihre Rechte leicht unter Druck geraten können. 

Dies kann auch für junge Menschen in gesicherten Betreuungseinrichtungen 

sowie in örtlichen und staatlichen Justizanstalten gelten.“ Darüber hinaus 

dienten die Besonderheiten der Regimes in diesen Einrichtungen im Sinne des 

dänischen Rechts, das besonders streng ist, als zusätzliche Rechtfertigung für 

den Fokus des Ombudsmanns auf junge Menschen in gesicherten 

Betreuungseinrichtungen sowie in örtlichen und staatlichen Justizanstalten. 

(Folketingets Ombudsmand, Thematic report 2017: Young people in secure care 

residential institutions and local and state prisons, 2017, S. 7, verfügbar unter: 

https://en.ombudsmanden.dk/publications/thematic_reports/thematic_report

_2017/, abgerufen am 9. Oktober 2020. 

Jeder EU-Mitgliedstaat ist sowohl an nationale als auch an internationale Standards für den 

Schutz der Menschenrechte gebunden. Letztere sind rechtsverbindliche Standards des 

Völkerrechts, Rechtsstandards der Europäischen Union und „sanfte“ Standards, die auf der 

Ebene der Vereinten Nationen, des Europarates und der Organisation für Sicherheit und 

Zusammenarbeit in Europa (OSZE) entwickelt wurden. Die goldene Regel für die 

Menschenrechtskontrolle von Haft lautet, dass die Vertreter*innen der 

Besuchskommissionen ihre Arbeit auf die Standards stützen sollten, die am meisten 
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schützen. Es wäre in der Tat rechtswidrig, wenn eine nationale Menschenrechtsinstitution 

etwas anderes tun würde, soweit es um die rechtsverbindlichen Instrumente auf nationaler 

und internationaler Ebene geht. Dort, wo nationale Standards strenger als jene des 

Völkerrechts sind, bilden sie normalerweise die Grundlage für die Monitoring-Arbeit von 

NPMs, und das Völkerrecht lässt dies nicht nur zu, sondern empfiehlt es. Wo internationale 

Rechtsstandards einen höheren Schutz bieten, würde der nationale Verfassungsrahmen 

normalerweise die Vorrangstellung des Völkerrechts erfordern. Darüber hinaus sind in den 

meisten europäischen Staaten völkerrechtliche Standards  auf das nationale System 

unmittelbar anwendbar, auch, wenn sie dem nationalen Recht widersprechen. 

Was  internationale „soft“ Standards betrifft, so können diese natürlich nicht als 

rechtsverbindliche Standards angeführt werden. Nichts sollte NPMs jedoch daran hindern, 

sie als Grundlage ihrer Arbeit und ihrer Empfehlungen an die nationalen Behörden zu 

übernehmen. Von NPMs und nationalen Menschenrechtsinstitutionen im Allgemeinen wird 

erwartet, dass sie bei der Umsetzung immer fortschrittlicherer Standards des 

Menschenrechtsschutzes führend sind. Dies sollte ihre eigentliche Rolle in jedem 

europäischen Land sein. Von NPMs wird erwartet, dass sie nicht nur beurteilen, inwiefern 

die Realität von Haft mit dem Gesetz übereinstimmt, sondern auch Empfehlungen für 

Änderungen dieses Gesetzes bieten, um einen besseren Schutz in einem sich ständig 

weiterentwickelnden System zu erreichen. 

Das HM Inspectorate of Prisons, das im Vereinigten Königreich als NPM fungiert, hat 

Kriterien für die Bewertung der Behandlung von Kindern und der Bedingungen in 

Justizanstalten entwickelt. Diese werden regelmäßig aktualisiert. Das Dokument 

formuliert Standards in vier Bereichen, die alle Aspekte der Haft umfassen, vom 

Gerichtssaal bis zur Freilassung. Dazu gehören: Sicherheit, Betreuung, gezielte 

Aktivitäten und Wiedereingliederung. Für jeden dieser Bereiche gibt das Dokument die 

Erwartungen der Aufsichtspersonen und Indikatoren an, die erfüllt werden sollten, um 

diese Erwartungen zu erfüllen. Diese Indikatoren basieren auf einer großen Bandbreite 

von Standards - den Normen des nationalen Rechts sowie den Standards der EMRK, 

CRC, des ICCPR, ERJO, CPT, der Mandela Regeln und anderen (HMIP, Expectations: 

Criteria for assessing the treatment of children and conditions in prisons, Version 4, 2018, 

verfügbar unter: https://www.justiceinspectorates.gov.uk/hmiprisons/wp-

content/uploads/sites/4/2020/02/Childrens-Expectations-FINAL-Dec-2019.pdf, 

abgerufen am 9. Oktober 2020 
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3.3.2. Informationsquellen und Vorbereitung auf den Kontrollbesuch 

Menschenrechtskontrolle im Allgemeinen und die Kontrolle von Haft im Besonderen sollten 

von so vielen Quellen wie möglich Gebrauch machen, um ihre Aufgaben zu erfüllen. Die 

Hauptinformationsquelle ist natürlich der Besuch der Haftanstalt, aber auch das Sammeln 

von Informationen über die jeweilige Einrichtung, über die strafrechtliche Haft im 

Allgemeinen sowie über Gruppen und Einzelpersonen in einer schutzbedürftigen Situation 

in der Haft, womit schon lange vor dem Besuch begonnen werden sollte. Das ist in der Tat 

ein wesentlicher Bestandteil für die Vorbereitung des Besuchs und hat einen signifikanten 

Einfluss auf seine Qualität. 

Welche Informationsquellen können wir bei der Vorbereitung des Besuchs heranziehen? Es 

wäre sicherlich hilfreich, im Voraus grundlegende Hintergrundinformationen über die 

Haftanstalt zu sammeln – ihre Kapazität, die jüngste Anzahl der inhaftierten Personen, das 

Ausmaß der Überbelegung, die Anzahl der Mitarbeiter*innen und ihre Art, die jüngsten 

Sanierungsarbeiten, neu eingeführte Programme usw. Der NPM sollte in der Lage sein, 

solche Informationen offiziell zu erhalten.  

Eine weitere wichtige Quelle sind bestehende Berichte über die spezifische Hafteinrichtung 

und über ähnliche Hafteinrichtungen, die von nationalen und internationalen 

Vertreter*innen von Einrichtungen mit einem ähnlichen Mandat (CPT, SPT, NGOs) erstellt 

wurden. Nach Möglichkeit sollte sich das Monitoring-Team Delegationen treffen, die bei den 

Besuchen teilnahmen und die Berichte erstellten, um weitere Informationen anzufordern. 

Solche Treffen können das Team zu Personen in einer schutzbedürftigen Situation führen, 

deren Situation im Bericht nicht ausreichend detailliert dargestellt worden war. 

Es sollte ein Muss für das NPM-Team sein, vor dem Besuch alle Beschwerden  von 

Insass*innen aus der Haftanstalt, die sie besuchen, zu überprüfen und zusätzliche 

Informationen heranzuziehen, auf welche die Beschwerden verweisen könnten. Solche 

Beschwerden, insbesondere, wenn sie von Personen stammen, die sich in einer 

schutzbedürftigen Situation befinden, sind eine wichtige Quelle für Informationen nicht nur 

über die spezifische Situation des*r Beschwerdeführers*in, sondern häufig auch über 

strukturelle Probleme mit Schutzbedürftigkeit. Zusätzlich zu den Beschwerden ist es in der 

Regel informativ, gegebenenfalls die Rechtsprechung (Fallrecht) zu überprüfen, 

insbesondere in Bezug auf die Anwendung von präventiven oder entschädigenden 

Rechtsmitteln gegen unmenschliche und erniedrigende Behandlung durch die Insass*innen 

der jeweiligen Einrichtung.  
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Das Treffen mit anderen Interessengruppen oder das anderweitige Empfangen von 

Informationen von diesen, auch wenn deren Interesse nicht speziell die Rechte der 

Insass*innen betrifft, kann sich als vorteilhaft erweisen. Dazu gehören Verwandte, die ihre 

inhaftierten Familienmitglieder besuchen, Anwält*innen, Vertreter*innen religiöser 

Konfessionen, Dienstleister*innen und Arbeitgeber*innen. Medienberichte sollten 

ebenfalls berücksichtigt werden. 

Es kann sehr nützlich sein, Nichtregierungsorganisationen, die sich für die Rechte von 

Personen in schutzbedürftigen Situationen einsetzen, vor dem Besuch zu Rate zu ziehen, 

auch, wenn sie keine Informationen über solche Gruppen und Personen in Haft sammeln. Sie 

sind eine unschätzbare Quelle für Informationen über die spezifische Schutzbedürftigkeit 

der Situation solcher Personen und über die sozialen Einstellungen, die für missbräuchliches 

Verhalten instrumentalisiert werden können. In einigen Fällen, z. B. bei Personen mit 

unterschiedlichen Formen von Behinderung, können solche NGOs Informationen über die 

angemessene Unterbringung und Rehabilitation solcher Insass*innen bereitstellen. 

3.3.3. Monitoring Prinzipien 

Monitoring-Prinzipien sind grundlegende Wertaussagen, die das Verhalten des 

Monitoring-Teams bestimmen, indem sie seiner Handlungsstrategie und seinem Ansatz zur 

Ermittlung von Fakten zugrunde liegen. Verschiedene Autoren schlagen eine 

unterschiedliche Anzahl von Grundsätzen vor, die von 493 bis 1794 reichen. Hier können wir 

uns auf sechs beschränken. 

1. Schadensvermeidung. Dies ist vielleicht der wichtigste aller Monitoring-Grundsätze.

Im Wesentlichen bedeutet dies, dass die Menschenrechtskontrolle den Zustand der

Opfer in keiner Weise verschlechtern sollte. Das Sammeln von Informationen zu

Monitoring-Zwecken darf die Sicherheit des Opfers niemals gefährden. Daher sollten

die Beobachter*innen alle Vorsichtsmaßnahmen treffen, um sicherzustellen, dass

ihre Arbeit in ihrer Gesamtheit den Opfern keinen weiteren Schaden zufügt.

2. Genauigkeit. Das Prinzip der Genauigkeit erfordert, dass die Beobachter*innen die

erhaltenen Informationen mit möglichst vielen Quellen abgleichen, bevor sie die

Beweise bewerten und entscheiden, welche in den Bericht oder die Empfehlung

aufgenommen werden sollen. Es fordert zudem, dass Beobachter*innen stets

93Amnesty International and CODESRIA, UKWELI: Monitoring and Documenting Human Rights Violations in Africa, 
Dakar, 2000, pp. 29-46. 
94The Advocates for Human Rights, A Practitioner’s Guide to Human Rights Monitoring, Documentation and Advocacy, 
Minneapolis: AHR, 2011, pp. 15-17. 
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Informationen aus erster Hand Hörensagen bzw. unsicheren Quellen vorziehen. Die 

Beobachter*innen sollten sich der Voreingenommenheit ihrer Quellen sowie ihrer 

eigenen Position bewusst sein. Für den unglücklichen Fall, dass ein Fehler im 

Monitoring-Bericht oder in anderen öffentlichen Erklärungen aufgedeckt wird, ist es 

stets empfehlenswert, ihn anzuerkennen. 

3. Unparteilichkeit. Die Hauptanforderung des Grundsatzes der Unparteilichkeit

besteht darin, am eigenen institutionellen Mandat festzuhalten. In einer Haftanstalt

wie auch in anderen Kontexten bedeutet dies auch, mit allen Seiten zu sprechen und

die Verantwortung für Menschenrechtsverletzungen verschiedener Parteien

gleichermaßen anzugehen. NPMs sollten eine Politik der Unparteilichkeit

entwickeln, zu der auch die Sicherstellung einer politischen, ethnischen, religiösen

und geschlechtsspezifischen Vielfalt bei der Zusammensetzung der Monitoring-

Teams gehören sollte. Bei einigen NPMs empfiehlt es sich, Personen, die

schutzbedürftigen Gruppen angehören, als Mitglieder des Monitoring-Teams

einzubeziehen. Die Entwicklung länderspezifischer Konzepte und Ansätze zur

Schutzbedürftigkeit durch NPMs sind ebenfalls Aspekte der Unparteilichkeit.

4. Vertraulichkeit. Das Prinzip der Vertraulichkeit basiert auf zwei Gründen: dem

Schutz des Privatlebens aller von der Forschung betroffenen Personen und dem

Schutz der Sicherheit der schutzbedürftigen Informationsquellen. Es erfordert eine

ständige Überprüfung, ob und warum Beobachter*innen Namen und Details über die

persönlichen Umstände der an der Forschung beteiligten Personen angeben müssen,

um sicherzustellen, dass die Quelle (deren Sicherheit gefährdet sein kann) von den

Behörden nicht zurückverfolgt werden kann und, um Kontakte zu schutzbedürftigen

Informationsquellen nach Veröffentlichung der Ergebnisse aufrechtzuerhalten und

ein System zur Speicherung vertraulicher Informationen im eigenen Büro

einzurichten. Es entspricht immer der Good Practice, Vertraulichkeit mit anderen

Mitgliedern des Monitoring-Teams zu besprechen und eine zweite Meinung

einzuholen.

5. Transparenz. Dieser Grundsatz widerspricht in gewissem Maße der Vertraulichkeit.

Er basiert auf verschiedenen Annahmen, von denen die wichtigste darin besteht, dass

Vorgehensweise des*r Rechercheführers*in bei der Informationsbeschaffung einer

öffentlichen Kontrolle unterzogen werden sollte. Methodische Transparenz ist die

Grundlage jeder Sozialforschungsinitiative. Bei der Kontrolle geschlossener

Institutionen und der schutzbedürftigen Situation von Insassen*innen ist sie jedoch

nur begrenzt anwendbar, da sie diese möglicherweise einer Gefahr aussetzen könnte.

Die vollständige Klärung der Ziele und Methoden der Beobachter*innen sollte jedoch

auch unter solchen Umständen ein Muss sein. Wann immer möglich und
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ungefährlich, sollte er/sie Quellen zitieren und die Gründe, warum dies unter 

bestimmten Umständen möglicherweise nicht möglich ist, ausführlich erläutern. Das 

Anbieten eines Peer-Assessment von Transparenz sollte in der NPM-Praxis 

allgemein zum Standard werden. 

6. Ansprechen von Schutzbedürftigkeit. Die Sensibilität für verschiedene  Gruppen von

Personen in einer schutzbedürftigen Situation in Haft sollte die Arbeit der

Beobachter*innen nicht nur dann leiten, wenn an einem „Projekt“ zum Monitoring

der Rechte von Personen in einer schutzbedürftigen Situation gearbeitet wird. Eine

Reihe von NPMs teilte, sowohl im Rahmen dieses Projekts als auch in ihren

Veröffentlichungen mit, dass das Ansprechen von Schutzbedürftigkeit jeder

Kontrollaktivität inhärent sein sollte. Dieses Prinzip erfordert auch, dass der NPM in

jeder Haftanstalt eine fundierte Einschätzung darüber vornimmt, welche Gruppen

und welche Personen sich in einer schutzbedürftigen Situation befinden. Die

Identifizierung solcher Gruppen und Einzelpersonen führt zu geeigneten

Vorkehrungen hinsichtlich der Zusammensetzung des Monitoring-Teams, der

Identifizierung der spezifischen Kontrollmethoden und der Festlegung der

Vorsichtsmaßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit der Insass*innen.

3.3.4. Monitoring-Methoden, ihre Wahl und ihre Anwendung auf Personen in einer 

schutzbedürftigen Situation 

Die Menschenrechtskontrolle im Allgemeinen und die Beobachtung von Orten für den 

Freiheitsentzug im Besonderen sollten gegebenenfalls alle in der Sozialforschung 

verwendeten Methoden einsetzen und die Regeln für ihre Anwendung einhalten. Dies ist 

zusammen mit der ordnungsgemäßen Anwendung der Monitoring-Grundsätze eine 

Garantie für den Erhalt glaubwürdiger Informationen und für die Wahrung der Integrität der 

Monitoring-Institution. NPMs sollten Personen in ihren Mitarbeiterkreis einbeziehen, die 

Erfahrung in der Anwendung von Methoden der Sozialforschung haben. Sie sollten auch ihre 

Beobachter*innen darin schulen und ihre Recherchepläne Expert*innen in der 

Sozialforschung zur Bewertung anbieten. 

Die Sozialforschung verwendet zwei Arten von Methoden – qualitative (Beobachtung, 

Interviews, Analyse von Beschwerden, Fallstudien usw.) und quantitative (statistische 

Analyse, Korrelationsforschung, Clusteranalyse, Umfragen usw.). Beide Arten sind bei der 

Menschenrechtskontrolle von Personen in einer schutzbedürftigen Situation in Haft 

anwendbar, auch, wenn NPMs und internationale Folterpräventionsorgane bisher 

überwiegend qualitativen Methoden den Vorzug gegeben haben. Ein Grund für diese 
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Präferenz liegt in den spezifischen Modalitäten der Menschenrechtskontrolle von Haft, die 

durch internationale Organe, das CPT und das SPT, ausgeführt wird – relativ kurze 

Länderbesuche, in deren Verlauf ihre Delegationen so viele Orte des Freiheitsentzugs wie 

möglich besuchen. Die NPMs scheinen jedoch in einer besseren Position zu sein, beide Arten 

von Methoden bei ihrer Menschenrechtskontrolle kombinieren zu können. 

Die Vorteile der quantitativen Methoden liegen in der Möglichkeit, statistische und 

repräsentative Informationen von einer größeren Anzahl von Insass*innen zu erhalten und 

die Anonymität der Befragten besser zu gewährleisten. Ihre Nachteile liegen in der sehr 

elementaren und allgemeinen Art der erhaltenen Informationen und in der verringerten 

Wahrscheinlichkeit, auf Einzelheiten der besonderen Umstände der einzelnen Befragten 

einzugehen. Qualitative Methoden ermöglichen eine viel bessere Möglichkeit, tief in die 

Umstände jedes Einzelfalls einzudringen. Um jedoch die Ursachen der Probleme zu 

untersuchen, mit denen die betroffenen Einzelpersonen und Gruppen konfrontiert sind, 

müssen häufig sowohl qualitative als auch quantitative Methoden angewendet werden. 

Quantitative Methoden scheinen heutzutage von NPMs nicht ausreichend genutzt zu 

werden, und es gibt keine guten Gründe dafür. Nichts sollte einen NPM daran hindern, eine 

repräsentative Umfrage in einer bestimmten Haftanstalt oder im Strafvollzugssystem als 

Ganzes durchzuführen. Die Erfahrungen der Organisationen, die in der Vergangenheit solche 

Umfragen durchgeführt haben, sind sehr positiv und die Ergebnisse haben sich als äußerst 

wertvoll erwiesen (siehe Textfeld). 

In den Jahren 2016-2017 führte das bulgarische Helsinki-Komitee eine Umfrage 

unter 1.357 verurteilten Insass*innen in allen Justizanstalten Bulgariens durch, 

deren Ermittlungsverfahren nach dem 1. Januar 2015 begonnen hatten. Den 

Umfrageergebnissen zufolge gab jede dritte befragte Person (34 %) an, entweder 

bei der Festnahme durch die Polizei oder in Polizeigewahrsam körperlich 

misshandelt worden zu sein. Diejenigen, die behaupteten, in Polizeigewahrsam 

physische Gewalt erlitten zu haben (24 %), übertrafen diejenigen, die Gewalt bei 

ihrer Festnahme meldeten (19,4 %). Die Zahl der Insassen, die in 

Untersuchungshaftanstalten körperliche Misshandlung geltend machten, war 

signifikant niedriger – 6,2 % derjenigen, die in solchen Einrichtungen inhaftiert 

waren. Im Allgemeinen ergab die Umfrage keine positive Dynamik in den Trends 

und schätzte sogar einen leichten Anstieg des Einsatzes illegaler physischer 

Gewalt in den letzten Jahren. Die Umfrageergebnisse zeigten, dass sich 

insbesondere zwei Gruppen in einer schutzbedürftigen Situation aufgrund 
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körperlicher Misshandlung durch die Polizei befinden – Roma und jugendliche 

Insass*innen. Der Anteil der Roma (28,3 %), die angaben, Opfer von körperlicher 

Misshandlung durch Polizeibeamt*innen gewesen zu sein, war doppelt so hoch 

wie der der Bulgar*innen (14,5 %). 66,6 % aller befragten Jugendlichen gaben 

an, während des Polizeigewahrsams von Polizeibeamten*innen körperlich 

misshandelt worden zu sein. (Bulgarian Helsinki Committee, Alternative Report 

on the Implementation of the UN Convention against Torture and Other Cruel, 

Inhuman and Degrading Treatment or Punishment: Bulgaria, Sofia, Juli 2017, S. 

19-20, verfügbar unter:

https://tbinternet.ohchr.org/Treaties/CAT/Shared%20Documents/BGR/INT_C

AT_CSS_BGR_29219_E.pdf, abgerufen am 10. Oktober 2020). 

Derzeit stützen sich die an der Menschenrechtskontrolle von Haft beteiligten 

Organisationen, einschließlich der NPMs, auf drei Methoden: Beobachtung, Befragung und 

Analyse von Dokumenten. In Bezug auf die Zuverlässigkeit der erhaltenen Informationen 

schneidet die Beobachtung natürlich gut ab. Sie informiert aus erster Hand über die 

Haftbedingungen. Beobachter*innen nehmen diese nicht nur mit ihren Augen wahr, 

sondern auch mit ihren Nasen und Ohren. Die Beobachtung ermöglicht die Bewertung von 

Räumen, Temperatur, Licht oder Geräuschpegel. Andererseits beobachten wir immer sich 

ändernde Bedingungen zu einem bestimmten Zeitpunkt. Und natürlich sind 

Beobachter*innen normalerweise nicht in der Lage, Misshandlungen oder andere Formen 

des Missbrauchs von Insass*innen direkt zu beobachten. 

Die Analyse von Dokumenten ist eine wichtige Informationsquelle, die Forscher*innen 

jederzeit nach dem Besuch einer Haftanstalt heranziehen können. Sie ist zuverlässig und 

kann für eine Vielzahl von Zwecken verwendet werden – Berichte, Empfehlungen und sogar 

rechtliche Schritte. In einer Haftanstalt werden Dokumente jedoch in der Regel von den 

Behörden erstellt und sind selten selbstbelastend. NPMs sind, anders als  internationale 

Organe, in einer guten Position, um Dokumente aus unabhängigen Quellen auf nationaler 

Ebene von verschiedenen Arten von Expert*innen und Institutionen, wie im Medizinbereich, 

Sanitärbereich, Bauwesen, Sozialbereich, Arbeitsbereich usw., einzuholen, und sollten diese 

Gelegenheit nach Möglichkeit nutzen. NPMs sind auch gut positioniert, um Beschwerden 

von Insass*innen entgegenzunehmen. Wenn sich der jeweilige NPM unter dem Dach des 

Gleichbehandlungsorgans befindet (z. B. der Ombudsperson), können Beschwerden über 

Diskriminierung von Orten, an denen die Freiheit entzogen wird, besonders aussagekräftig 
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für die Behandlung von Gruppen und Einzelpersonen in einer schutzbedürftigen Situation 

sein. 

Befragungen sind die häufigste Methode, die von NPMs verwendet wird. Bei richtiger 

Anwendung bieten sie viele Vorteile – Informationen aus erster Hand von einem Opfer, die 

Möglichkeit, tief in die Ursachen der Verstöße einzudringen, die Möglichkeit, die zeitlichen 

Dynamiken von Verstößen zu untersuchen und die Verhaltensmuster von anderen 

Interessengruppen (Administrator*innen, Wachbeamt*innen, Anwält*innen, 

medizinischen Fachkräften und Verwandten) usw. zu verstehen. Im Verlauf des Interviews 

kann der*die Befragte auf andere Beweise verweisen – zu beobachtende Haftbedingungen, 

weitere Opfer, die befragt werden können, einzusehende Dokumente usw. Wir werden uns in 

Abschnitt 3.2.5 separat mit der Befragung von Insass*innen in einer schutzbedürftigen 

Situation befassen. Zuvor ist es wichtig zu betonen, dass NPMs in der Lage sind, einen viel 

breiteren Pool von Interessengruppen zu befragen, die spezifische und wertvolle 

Informationen über die Behandlung der Insass*innen liefern können. Dazu gehören neben 

den Insass*innen selbst und den Mitarbeiter*innen der Einrichtung auch Anwält*innen, 

Dienstleister*innen, Vertreter*innen religiöser Konfessionen, Angehörige von 

Insass*innen und Nichtregierungsorganisationen, die sich für die Rechte bestimmter 

Personen in einer schutzbedürftigen Situation einsetzen.  

Die Wahl der geeigneten Methode zur Menschenrechtskontrolle der Behandlung von 

Personen in einer schutzbedürftigen Situation hängt von den spezifischen Umständen jeder 

Gruppe ab. Faktoren wie Vermittlungsvereinbarungen (getrennte oder gemischte 

Institutionen oder Einrichtungen), das mit den jeweiligen Personen verbundene soziale 

Stigma, die offizielle Anerkennung der spezifischen Schutzbedürftigkeit, der Zugang zu 

Behandlung und Dienstleistungen, die religiöse Zugehörigkeit der Insass*innen und die 

Möglichkeit, eine ordnungsgemäße Kommunikation mit ihnen herzustellen, sollten 

insgesamt bei der Auswahl der Methode berücksichtigt werden. In jedem Fall sollte das 

Monitoring-Team Triangulation verwenden, d.h. die Validierung der gesammelten Daten 

durch Gegenüberstellung aus zwei oder mehr Quellen und unter Verwendung einer Vielzahl 

von Forschungsmethoden sicherstellen. Während keine Monitoring-Methode a priori als 

unangemessen ausgeschlossen werden sollte, sollten Interviews mit potenziellen Opfern ein 

Muss für alle Personen sein, die sich in einer schutzbedürftigen Situation befinden. 

NPMs sollten einen systemischen Ansatz zur Menschenrechtskontrolle von 

Schutzbedürftigkeit in Haft anwenden. Dieser Ansatz berücksichtigt Faktoren, die die 

Entwicklung der Menschenrechte insgesamt beeinflussen, und integriert mehrere 

Perspektiven in die Bewertung der spezifischen Situation. Er versucht, Muster zu etablieren 

und systematische Fehler, nicht nur das Verhalten bestimmter Personen, zu untersuchen. 
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Bei dem Versuch, die Ursachen von Menschenrechtsverletzungen zu untersuchen, werden 

bei dem systemischen Ansatz nicht nur Defizite, sondern auch Ressourcen untersucht. Er 

diversifiziert seinen Ansatz für Interventionen, bei denen versucht wird, die verschiedenen 

Ebenen und Dimensionen zu nutzen.95 

3.3.5. Befragung  von Insass*innen in einer schutzbedürftigen Situation 

3.3.5.1.  Die Rolle der Befragung bei der Ermittlung von Fakten und einige ethische 

Überlegungen 

Für die spezifischen Zwecke der Menschenrechtskontrolle von Haft bleibt die Befragung die 

wichtigste Methode zur Ermittlung von Fakten, die sowohl von internationalen als auch von 

NPM-Beobachter*innen vorwiegend verwendet wird. Sie ist besonders nützlich wegen der 

Flexibilität, die ihre Anwendung bei der Ermittlung der Rechte von Personen in einer 

schutzbedürftigen Situation ermöglicht. Durch die Befragung zielen Beobachter*innen 

zunächst darauf ab, neue Fakten zu ermitteln. Es gibt aber auch sekundäre Ziele: Bestätigung 

von Informationen aus anderen Quellen, Identifizierung anderer möglicher 

Informationsquellen und gegebenenfalls Aufbau langfristiger Beziehungen zu den 

jeweiligen Befragten. Beobachter*innen, die eine Person in einer schutzbedürftigen 

Situation interviewen, müssen jederzeit die drei Dimensionen des Befragens 

berücksichtigen: erkenntnistheoretisch (mit dem Ziel, Fakten zu ermitteln oder zu 

bestätigen), ethisch (Einbeziehung des*der Befragten in die Arbeit der Beobachter*innen als 

Tatsachenermittler*in) und Sicherheit (Befragte werden unterschiedlichen Risiken 

ausgesetzt).  

Es gibt verschiedene Formate der Befragung (Einzelpersonen und Gruppen, öffentlich und 

privat, in Konfrontation mit unterschiedlichen Interessengruppen usw.), die jeweils ihre 

Stärken und Schwächen haben. Artikel 20 der OPCAT sieht ausdrücklich eines der Formate 

vor – die „privaten Befragungen mit Personen, denen die Freiheit ohne Zeugen entzogen 

wurde“. Diese Bestimmung berücksichtigt die besondere Bedeutung einer solchen 

Befragung und soll sicherstellen, dass die Behörden keine Hindernisse dafür schaffen. Die 

private Befragung eignet sich besonders zur Untersuchung der Rechte von Personen und 

Gruppen in einer schutzbedürftigen Situation, da es bessere Möglichkeiten für den Aufbau 

95Siehe	genauer:	Birk,	M.,	W.	Suntinger,	„Ein	systemischer	Ansatz	zur	Menschenrechtspraxis“,	In:	Hladschik,	P.	und	F.	
Steinert	(Hrsg.),	Making	Human	Rights	Work:	Festschrift	für	Manfred	Nowak	und	Hannes	Tretter,	Neuer	Wissenschaftlicher	
Verlag,	Wien/Graz,	2019.	
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einer Beziehung bietet und die Vertraulichkeit der Befragten sowie ihre Sicherheit besser 

gewährleistet. 

Die Befragungsrecherche umfasst normalerweise mehrere Phasen:96 

• Thematisierung – Formulierung des Zwecks der Befragung

• Entwurf – Vorbereitung von Fragen, Planung der konkreten Schritte und

Berücksichtigung der ethischen Auswirkungen der Untersuchung

• Befragung – Durchführung der Befragung mit Kontrolle über Wissen und Ethik97

• Transkription – vollständige Transkription oder anderweitige Übertragung der

mündlichen Rede in geschriebenen Text

• Analyse – anhand des Ziels und der Qualität des Interviews entscheiden, wie genau

es zur Recherche beiträgt

• Überprüfung– Überprüfung der Validität und Zuverlässigkeit der Ergebnisse

• Berichterstattung – Kommunikation der Ergebnisse und angewandten Methoden

Jede dieser Phasen beinhaltet ethische Fragen. Darüber hinaus gibt es zu Beginn des 

Interviews einige ethische Anforderungen, die in jedem Fall berücksichtigt werden müssen. 

Dazu gehören eine klare Erklärung des Mandats der Beobachter*innen und seiner 

Einschränkungen, eine Erklärung des Zwecks der Befragung, Informationen darüber, 

inwieweit Informationen vertraulich bleiben, die Einholung einer informierten Zustimmung 

und die Erinnerung, dass Befragte eine Frage überspringen können, die sie nicht 

beantworten möchten und sich jederzeit aus der Befragung zurückziehen können. 

In den Phasen der Thematisierung und Gestaltung sind die Konsequenzen für die Befragten 

aufgrund der Teilnahme am gesamten Verfahren das wichtigste ethische Problem. In der 

Phase der Befragung sollten die wichtigsten ethischen Überlegungen darin bestehen, 

jederzeit einen beruhigenden und einfühlsamen Ansatz zu bieten, forderndes, 

unaufrichtiges und herablassendes Verhalten zu vermeiden und zu berücksichtigen, wie 

kritisch Befragte im Hinblick auf die Ziele des Befragungsgesprächs einerseits und ihre 

Schutzbedürftigkeit andererseits befragt werden können. In der Phase der Transkription und 

Analyse sollte das Hauptanliegen darin bestehen, inwieweit der Text und die Analyse den 

mündlichen Aussagen der Befragten entsprechen. In der Phase der Berichterstattung sollte 

darauf geachtet werden, dass die Vertraulichkeit der Quelle und der schutzbedürftigen 

Situation der Person, zu der sie gehört, respektiert wird. 

96Weitere	Einzelheiten	finden	Sie	unter:	Kvale,	S.,	S.	Brinkmann,	InterViews:	Learning	the	Craft	of	Qualitative	Research	
Interviewing,	Sage,	Los	Angeles	usw.,	2009.	
97Weitere	Informationen	zur	Interviewpraxis	finden	Sie	im	nächsten	Unterabschnitt.	
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Die Aufzeichnung des Interviews mit einer Person in einer schutzbedürftigen Situation in der 

Haft kann eine besondere Herausforderung darstellen. Das Interesse der Interviewer*innen 

besteht immer darin, das Interview auf eine Weise zu dokumentieren, die das meiste davon 

bewahrt, vorzugsweise durch Video- oder Audioaufzeichnung. Mit der heutigen 

Smartphone-Technologie ist dies einfach zu bewerkstelligen. Viele Insass*innen fühlen sich 

jedoch unwohl, insbesondere zu Beginn des Interviews, und stimmen einer Video- oder 

Audioaufnahme nicht zu. Selbst wenn sie zustimmen (manchmal aus Höflichkeit gegenüber 

den Interviewer*innen), geben sie schließlich während des Interviews nicht so viele 

vertrauliche Informationen weiter, wie, wenn das Interview nicht aufgezeichnet würde. Was 

den Interviewer*innen in diesem Fall bleibt, sind schriftliche Notizen. Andere Insass*innen 

stimmen jedoch bereitwillig einer Aufzeichnung zu, und einige bestehen sogar darauf, wenn 

sie eine solche Möglichkeit sehen. Die Interviewer*innen sollten daher je nach Kontext 

beurteilen, auf welche Weise sie das Interview dokumentieren. In jedem Fall sollte den 

Befragten sorgfältig erklärt werden, wie die Informationen gespeichert und verwendet 

werden. 

3.3.5.2.  Die Befragung in der Praxis 

Die Befragung von Befragten in einer schutzbedürftigen Situation  erfordert eine sorgfältige 

Vorbereitung, Engagement und Empathie sowie die Berücksichtigung der möglichen 

Auswirkungen der Befragung im Verlauf des Interviews.98 In Bezug auf den Ort gibt es eine 

klare Regel – sie sollte an dem Ort durchgeführt werden, an dem sich die Befragten am 

wohlsten fühlen. Dies ist normalerweise im Haftraum, im Freizeitraum, in der Küche – aber 

in der Regel niemals im Büro der Anstaltsleiter*innen oder in anderen offiziellen 

Einrichtungen. Zur Vorbereitung sollten die Interviewer*innen Hintergrundmaterial über 

die spezifischen Bedingungen der Gruppe von Insass*innen lesen, zu denen die Befragten 

gehören. Es ist wichtig, mögliche Barrieren für die Befragung im Voraus zu bedenken – 

Barrieren der Umgebung, physische und psychische Barrieren sowie soziokulturelle 

Barrieren. Es sollte auch eine sorgfältige vorläufige Bewertung möglicher Risiken erfolgen. 

In der Vorbereitungs-/Planungsphase müssen Fragen im Zusammenhang mit der 

Zusammensetzung des Monitoring-Teams wie Anzahl, Geschlecht und Ausbildung der 

Interviewer*innen sowie, wenn notwendig, Vorkehrungen für das Dolmetschen 

berücksichtigt werden. 

98Eine	gute	Darstellung	der	Befragung	von	Opfern	des	Menschenhandels,	die	für	andere	Personen	in	einer	
schutzbedürftigen	Situation	verwendet	werden	kann,	finden	Sie	unter:	UNDOC,	Anti-Human	Trafficking	Manual	for	
Criminal	Justice	Practitioners,	New	York,	UN,	2009,	Modul	8.	
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Im Verlauf der Befragung sollten die Interviewer*innen darauf abzielen, eine Beziehung zum 

Insassen*in aufzubauen. Dies ist ihr Hauptinstrument und eines, das solche Forschungs-

/Monitoring-Befragungen von den Befragungen von Verdächtigen in Strafverfahren 

unterscheidet. Es gibt viele Faktoren, die zum erfolgreichen Aufbau einer Beziehung 

beitragen können. Einige allgemeine Verhaltensregeln zu Beginn des Interviews lassen sich 

wie folgt zusammenfassen: 

• Zeigen, dass Ihr Mandat und Ihre Forschung keine negativen Konsequenzen für die

Befragten haben sollen;

• Zeigen, dass Sie Erfahrung und Fachwissen haben;

• Erläutern des Zwecks der Befragung und der Rollen der anderen Anwesenden, falls

vorhanden;

• Erklären, dass die Befragten jederzeit mit dem Reden aufhören und die Befragung

beenden können;

• Fragen nach der Sicherheit der Befragten;

• Gewährleistung von Vertraulichkeit und Erörterung von Vertraulichkeitsproblemen

mit den Befragten;

• Beginnen Sie bei Bedarf mit Smalltalk.

Das Erreichen und Aufrechterhalten einer Beziehung ist keineswegs nur zu Beginn eine 

Aufgabe. Wenn die Beobachter*innen das Interview mit der Erläuterung des Mandats der 

Kontrollmission und des Zwecks des Interviews beginnen, ist es gut, den Befragten die 

Möglichkeit zu geben, ihren Standpunkt zum Gegenstand zu erläutern, ohne Fragen zu 

stellen. Ab einem gewissen Punkt des Dialogs erhält jede Befragung ihre eigene Dynamik, 

aber im Allgemeinen ist es eine gute Idee, mit offenen Fragen zu beginnen und schrittweise 

zu geschlossenen Fragen überzugehen. Es ist auch eine gute Idee, am Anfang weniger 

strittige Themen zu diskutieren (Essen, Bewegung im Freien, Bibliothek) und schrittweise 

zu sensibleren Themen überzugehen (Misshandlung, sexueller Missbrauch usw.).99 Da 

manche Befragte ungern eine untergeordnete Rolle zugewiesen bekommen, ist es manchmal 

angebracht, den Befragten die Möglichkeit zu geben, das Gespräch auch aktiv zu steuern. 

Dies geschieht oft um den Preis des Einstiegs in Themen, die für die Interviewer*innen nicht 

von Interesse sind (z. B. Einzelheiten zur Strafverfolgung des Häftlings). Die 

99In	einigen	Handbüchern	wird	empfohlen,	zu	Beginn	neutrale	Themen	zu	erörtern,	um	einen	Rapport	herzustellen:	
Britisches	Justizministerium,	Achieving	Best	Evidence	in	Criminal	Proceedings:	Guidance	on	interviewing	victims	and	
witnesses,	and	guidance	on	using	special	measures,	März	2011,	S.	70.	verfügbar	unter:	
https://www.cps.gov.uk/sites/default/files/documents/legal_guidance/best_evidence_in_criminal_proceedings.pdf,	
abgerufen	am	9.	Oktober	2020.	
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Interviewer*innen sollten jedoch zumindest eine Weile zuhören, da dies der unvermeidliche 

Nebeneffekt des Aufbaus einer Beziehung ist.100 

Bei der Befragung von Personen in einer schutzbedürftigen Situation ist es für 

Interviewer*innen besonders kontraproduktiv, Anzeichen von Unbehagen, Angst und 

Verlegenheit zu zeigen. Er/sie sollte gelassen bleiben, wenn Befragte emotional werden oder 

sich verärgert zeigen. Er/sie sollte auch niemals Missbrauchssituationen imitieren, da dies 

zu einem emotionalen Zusammenbruch der Befragten führen kann. Darüber hinaus sollten 

Interviewer*innen nach Möglichkeit belastete Begriffe wie „Missbrauch“, 

„Vergewaltigung“ oder „Gewalt“ vermeiden. Befragten sollte klar gemacht werden, dass 

er/sie jederzeit um eine Pause bitten kann. Eine solche könnte bei Insass*innen in einer 

schutzbedürftigen Situation häufiger erforderlich sein.101 

Da das Hauptziel des Interviews darin besteht, den Bericht der Befragten über die Ereignisse 

und Umstände zu erhalten, müssen sich Interviewer*innen auf Hilfsmittel zur Ermutigung 

zurückgreifen. Ein solches Mittel ist das Sondieren. Es gibt verschiedene 

Sondierungstechniken: stille Erwartung, offene Ermutigung („Ja genau“, „Aha“), Fragen 

nach Details und Vertiefungen („Ist noch etwas passiert?“; „Gibt es mehr dazu, was Sie mir 

sagen können?“), und Wiederholung der Aussagen der Befragten usw. Einige 

Interviewer*innen verwenden die sogenannten „kognitiven Interviewverfahren“ (CI), um 

Ereignisse aufzurufen. Dazu gehören das Aufrufen des mentalen Kontexts (d.h. das 

Zurückversetzen von jemandem in den Kontext, in dem das Ereignis aufgetreten ist), das 

Ändern der Reihenfolge des Erinnerns und das Ändern der Perspektive (die Vorstellung, die 

Ereignisse aus einer anderen Perspektive zu betrachten) und andere Methoden.102 Dies sind 

nützliche Techniken, die jedoch eine umfassende Schulung der Interviewer*innen 

erfordern. 

Die Beobachter*innen sollten sich jederzeit bewusst sein, dass die Befragung ein 

einzigartiges und einmaliges Ereignis ist und, dass es normalerweise keine Möglichkeit gibt, 

zum selben Befragten zurückzukehren. Aus diesem Grund sollten alle Details über Namen, 

Orte und Zeiten sehr sorgfältig geklärt und ordnungsgemäß aufgezeichnet werden.  

Nach Abschluss des Interviews fragen Interviewer*innen normalerweise, ob der*die 

Befragte noch etwas hinzuzufügen hat, und stellen gegebenenfalls Kontaktdaten zur 

Verfügung, für den Fall, dass der*die Befragte in Zukunft Kontakt aufnehmen möchte. Die 

Interviewer*innen sollten generell sicherstellen, dass Befragte nicht unter Stress stehen und 

100Ebenda,	S.	74.	
101Ebenda,	S.	71.	Die	Autoren	dieses	nützlichen	Handbuchs	empfehlen	die	Verwendung	einer	„Touch-Karte“,	d.h.	einer	
Karte,	die	neben	die	Befragten	gelegt	wird,	die	sie	berühren	können,	wenn	sie	eine	Pause	wünschen.	
102Siehe	für	weitere	Einzelheiten:	Miller,	K.	et	al.,	Cognitive	Interviewing	Methodology,	New	Jersey,	Wiley,	2014. 
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sich in einem positiven Geisteszustand befinden. Selbst wenn das Interview nicht sehr 

informativ war, sollten Interviewer*innen daher niemals Enttäuschung zeigen. 

3.3.6. Gewährleistung der Sicherheit von Insass*innen 

Jede*r, der*die mit einem Insasse*in spricht, um Informationen darüber zu sammeln, wie 

er*sie oder seine*ihre Mit Insass*innen behandelt werden, muss die Möglichkeit in Betracht 

ziehen, seine*ihre Sicherheit untergraben wird. Wie kann die Sicherheit der Insass*innen 

gefährdet werden? Obwohl Artikel 21 der OPCAT ausdrücklich jede Sanktion gegen eine 

Person verbietet, die dem NPM Informationen übermittelt hat, können 

Vergeltungsmaßnahmen gegen Insass*innen, die dies getan haben, auf verschiedene Weise 

erfolgen: durch direkte physische Angriffe oder Drohungen, durch formelle oder informelle 

Strafen, durch Entzug ihrer formellen und informellen Privilegien, durch Anstiftung zu 

Gewalt zwischen Insass*innen, durch Abgabe einer negativen Meinung in Verfahren zur 

vorzeitigen Entlassung, durch Ablehnung von Arbeit, durch gezielte Angriffe von 

Verwandten und Freund*innen während der Besuche usw. Der rechtliche Rahmen, unter 

dem Hafteinrichtungen in ganz Europa betrieben werden, trägt noch immer Spuren aus der 

Vergangenheit, als die Inhaftierung einer Person einer vollständigen Unterwerfung unter die 

Strafvollzugsbehörde gleichkam. Es bestanden keine Rechte und keine Schutzmaßnahmen 

gegen Machtmissbrauch. Dies macht die Situation von Insass*innen extrem 

schutzbedürftig. Dies gilt natürlich umso mehr für Insass*innen in einer schutzbedürftigen 

Situation. 

Wie kann eine solche Vergeltung verhindert werden? Wie kann sichergestellt werden, dass 

das Prinzip der Schadensvermeidung vollständig eingehalten wird? Der Schlüssel zur 

Behebung solcher Sicherheitsbedenken liegt darin, sie vor, während und nach dem Besuch 

ständig zu beachten. 

Vor dem Besuch kann die Delegation Informationen über die Sicherheitsbedingungen in der 

jeweiligen Haftanstalt aus deren früheren Berichten, Berichten von NGOs, Medien, 

ehemaligen Insass*innen und internationalen Berichten sammeln. Sie sollte Sicherheit 

thematisieren und Sicherheitsmaßnahmen in die Planung des Besuchs einbeziehen. 

Außerdem sollte sie die Mitglieder des Monitoring-Teams in deren Umsetzung schulen. 

Obwohl dies möglicherweise nicht einfach ist, insbesondere wenn das Monitoring-Team die 

Haftanstalt zum ersten Mal besucht, sollte sie versuchen, eine vorläufige Bewertung der 

Sicherheitsrisiken vorzunehmen, auch wenn diese anfangs grob skizziert ist. 
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Der Schlüssel zur Gewährleistung der Sicherheit von Insass*innen ist das Verhalten der 

Beobachter*innen während des Besuchs. Hier gibt die Erfahrung einige klare Regeln vor, die 

in Situationen mit hohem Risiko gelten müssen: 

• Bei der Auswahl einzelner Insass*innen für Befragungen wählen Sie zufällig aus

großen Gruppen;

• Ziel sind private Befragungen, insbesondere zu sensiblen Themen, und mit Personen,

die sich in einer schutzbedürftigen Situation befinden;

• Besprechen Sie niemals die Gewalt durch Mitarbeiter*innen in Gruppenbefragungen.

Verhindern Sie, dass Insass*innen öffentlich darüber sprechen;

• Fragen Sie während der Befragungen nicht ohne triftigen Grund nach Namen und

anderen Details;

• Vermeiden Sie nach dem Besuch konkrete Empfehlungen an das Personal in Bezug

auf bestimmte Insass*innen;

• Vermeiden Sie es, Insass*innen, die bedroht werden könnten, die eigene Adresse,

Telefonnummer und andere Kontaktdaten anzubieten.

Die Sicherheitsbedenken enden nicht mit dem Besuch. Nach dem Besuch sollte das 

Monitoring-Team bei der Erstellung des Berichts oder der Empfehlungen sorgfältig prüfen, 

welche Details und Namen darin enthalten sind. Derartige Informationen sollten es niemals 

einbeziehen, wenn dies für die Sicherheit der Insass*innen bedenklich sein könnte. Bei 

Bedarf sollte es erneute Besuche vornehmen, um Sicherheitsbedenken zu überprüfen. Wenn 

die Sicherheit von Insass*innen gefährdet ist, sollte der NPM niemals zögern, eine offizielle 

Beschwerde zu formulieren. 
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4. Schlussfolgerung

Seit ihrer Gründung haben eine Reihe Nationaler Präventionsmechanismen in Europa 

begonnen, die Rechte der Insass*innen in einer schutzbedürftigen Situation zu 

kontrollieren. Ihre Ansätze variieren – während einige sich auf bestimmte Gruppen 

konzentrieren und umfangreiche Monitoring-Arbeiten durchgeführt und Sonderberichte 

erstellt haben, haben andere dieses Thema in ihre allgemeine Monitoring-Arbeit und 

Berichte aufgenommen. Wieder andere haben sich noch in keiner Weise mit dem Thema 

befasst. Der NPM-Fokus auf  Schutzbedürftigkeit in Haft sollte ein wesentlicher Bestandteil 

ihrer Arbeit werden, da er einen wesentlichen Aspekt ihres Mandats zur Verhinderung von 

Folter, unmenschlicher und erniedrigender Behandlung darstellt. 

Die Standards auf internationaler Ebene für die Behandlung von Insass*innen in einer 

schutzbedürftigen Situation in Haft sind inkohärent. Die Organe der Vereinten Nationen und 

des Europarats haben für einige Gruppen von Personen in einer schutzbedürftigen Situation 

ausgearbeitete Standards erstellt, anderen jedoch wenig oder gar keine Aufmerksamkeit 

geschenkt. Die EU hat keine eigenen umfassenden Standards für Freiheitsentzug oder die 

schutzbedürftigen Situationen bestimmter Insass*innen entwickelt. Dies ist eine Schwäche 

des EU-Rechts, die zusammen mit einigen gravierenden Abweichungen zwischen den 

bestehenden internationalen Standards und der Situation in einer Reihe von Mitgliedstaaten 

das gegenseitige Vertrauen und die justizielle Zusammenarbeit im Allgemeinen verhindert. 

Einige NPMs haben versucht, die Schutzbedürftigkeit in Haft gemäß den spezifischen 

Umständen ihres nationalen Kontextes zu bestimmen. Dies ist ein vernünftiger Ansatz, der 

gefördert werden sollte. 

Obwohl die Menschenrechtskontrolle von Gruppen und Einzelpersonen in einer 

schutzbedürftigen Situation in Europa eine lange Geschichte hat, müssen NPMs 

diesbezügliche Ansätze und Fähigkeiten weiterentwickeln und ihre Reichweite auf 

Insass*innen ausweiten, denen bisher nicht genügend Aufmerksamkeit geschenkt wurde. 

NPMs sind in einer guten Position, um von den Stärken offizieller und nichtstaatlicher 

Monitoringsansätze sowie von einer Kombination qualitativer und quantitativer Methoden 

in ihrer Monitoring-Arbeit zu profitieren. 
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